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Vorbemerkung. 


„Eine befriedigende Geschichte der Zehnten fehlt 
durchaus,‘‘ so schrieb schon vor mehreren Jahrzehnten 
Georg Waitz in seiner ‚Jeutschen Verfassungsge- 
schichte ;! und die Klage über diesen Mangel ist seit- 
dem wohl wiederholt,” die vorhandene Lücke jedoch 
nicht in befrieligender Weise ausgefüllt worden. Was 
an Literatur für die Geschichte des Kirchenzehnten be- 
steht, sind, abgesehen von älteren, grösstenteils 
gänzlich veralteten Werken wie Thomassin,? G. L. Böh- 
mer,* Dürr, Birnbaum,® Kühlenthal? — ich nenne nur 
die relativ wichtigsten —, fast nur Einzelnotizen, die 

1. VII, S. 347, Anm. 2. 

2. Vgl. Ausfeld, Lambert von Hersfeld und der Zehntstreit 
zwischen Mainz, Hersfeld und Thüringen. Marb. Diss. 1879, S. 4. 

3. L. Thomassin, Vetus et nova ecclesiae disciplina circa 
beneficia et beneficiarios P. 3. Mainz 1787. 

4. G. L. Böhmer, Electa iuris civilis T. II. Göttingen. 1778 
Exereit. XVII de origine et ratione decimarum in Germania. 

5. Dürr, de parocho a perceptione decimarum in Germania 
excluso, Mainz 1764, in Schmidt, Thesaurus juris ecclesiastiei T. 
VII. Heidelberg 1779; eine Arbeit, welche zum Teil noch recht 
wertvolle Angaben enthält. 

6. Birnbaum, Die rechtliche Natur des Zehnten. Bonn 1831. 

7. Kühlenthal, Die Geschichte des deutschen Zehntens. Heil- 
bronn 1837, 
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wir in unseren kirchenrechtlichen Darstellungen unter 
der Materie „Kirchengut‘‘ oder in unseren verfassungs-, 
wirtschafts- und kirchenhistorischen Werken finden. 
Wesentlich in Betracht kommen hiervon die Mittei- 
lungen, welche Waitz gibt,8 sodann in der neueren Lite- 
ratur besonders die vortrefflichen Ausführungen von 
Stutz in seiner Geschichte des kirchlichen Benefizial- 
wesens? und diejenigen Haucks in seiner Kirchenge- 
schichte Deutschlands. Gesamtdarstellungen des Zehnt- 
wesens versuchten in neuerer Zeit Hochgürtel!® und 
Cassani!! zu geben, ohne dass dem bestehenden Man- 
gel bisher in ausreichender Weise abgeholfen wäre.!? 
Hervorgehoben zu werden verdienen dagegen zwei Ar- 
beiten, welche Teile aus der Geschichte des Zehnt- 
rechts in bester Weise zur Darstellung brachten; es 
sind dies die Dissertation von Ausfeld, welche den 
Zehntstreit zwischen Mainz, Hersfeld und Thüringen 
zum wesentlichen Gegenstande hat, und die allerdings 
vornehmlich diplomatische Untersuchung Brandis über 
den Osnabrücker Zehntstreit.!3 


Immerhin ist in der vorhandenen Literatur die alt- 
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8. Vgl. bes. V. G. IV, 120—24 und (hauptsächlich für spätere 

Zeit) VII, 347—371. Doch sind auch seine Ausführungen zum 
grossen Teil veraltet und geben nur eine Auswahl der Quellen- 
stellen. | 

-9. Bes. S. 239 ff. Stutz handelt vornehmlich über die 
Stellung der Eigenkirchen zum Zehntrecht. 

‘10. Beiträge zur geschichtlichen Entwicklung der kirchlichen 
Zehnten im fränkischen Reiche. Bonn. Diss. 1879. 

11. Origine giuridica delle decime ecclesiastiche. Bologna 1894. 

12. Eine englische Arbeit: Clarke, hist. of tithes, ist mir bis- 
her nicht zugänglich gewesen. 

13. Die Osnabrücker Fälschungen in Westdt. Zeitschr. Bd. 19, 
S. 120— 173. 
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christliche Zeit und auch die merovingische in ausrei- 
chender Weise und mit wohl erschöpfender Quellen- 
benutzung behandelt worden. Ich werde deshalb aus 
diesen Epochen nur das Wichtige und Charakteristi- 
sche anzuführen haben, mich teilweise auf zusammen- 
fassende Bemerkungen und Urteile beschränken und 
im übrigen auf das Vorhandene verweisen können. Tho- 
massin hat für diese Zeiten umfangreich die Quellen- 
stellen zusammengestellt,!* und die Ausführungen von 
Hochgürtel, in Loenings Kirchenrecht!® u. a. können 
hier genügen. Völlig dagegen fehlt es für karolingische 
und spätere Zeit an einer zusammenhängenden syste- 
matischen Darstellung des doch erst in dieser Epoche 
gesetzlich kodifizierten und einigermassen abgeschlosse- 
nen Zehntrechtes. Eine solche, zunächst für die karo- 
lingische Zeit, besonders auch unter Heranziehung der 
bisher für dieses Rechtsgebiet fast ganz vernachlässig- 
ten Königsurkunden, zu geben, soll die wesentliche 
Aufgabe dieser Arbeit sein.!® 


Die beiden ersten Kapitel sollen die allgemeine 
Entwicklung des Zehntwesens in ihren Grundzügen bis 
gegen die ausgehende Karolingerzeit skizzieren, wäh- 
rend die folgenden das eigentliche Zehntrecht und die 
Organisation des Zehntwesens zum Gegenstande haben. 


14. a. a. O. Lib. 1. 

15. Edg. Loening, Geschichte des deutschen Kirchenrechts Il. 
Strassburg 1878. 

16. Für die Synoden der karolingischen Zeit konnte ich be- 
reits die von Dr. A. Werminghoff bearbeitete Ausgabe der 
Monumenta Germaniae nach den Aushängebogen — wenigstens 
zum Teil — zitieren (M. G. Conc. Il); ebenso für die Karolinger- 
urkunden die ebenfalls im Druck befindliche Neuausgabe der 
Diplomata (D. K.). Für die Erlaubnis der Benutzung sage ich 
auch an dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank. 
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Ein weiteres wäre es dann, die folgende Entwick- 
lung des Zehntwesens, in welcher insbesondere von der 
Mitte des neunten bis zum zwölften Jahrhundert die 
Zehntstreite eine Rolle spielen, vornehmlich auch unter 
Berücksichtigung der späteren Kirchenrechtssammlun- 
gen, zu schildern, eine Aufgabe, deren Ausführung ich 
später näherzutreten beabsichtige. 


Erstes Kapitel. 


Die Zehnten bis zur Zeit der Karolinger. 


Der Kirchenzehnt ist eine Institution, deren Ur- 
sprünge wir im Alten Testamente zu suchen haben. 
Den Israeliten ist, wie aus zahlreichen Belegstellen eT- 
sichtlich, die Zehntabgabe zu Gunsten der Leviten und 
der Priester insbesondere wielerho!t geboten worden, 
und es ist kaum zu bezweifeln, dass sich bei ihnen 
im Laufe der Jahrhunderte, namentlich in den letzten 
vorchristlichen Jahrhunderten, als sich auf der Basis 
des gesammelten Ciesetzes die strengste Priesterherr- 
schaft erhob, eine Zehntpflicht herausgebildet hat, wel- 
che bereits der Zahlung einer kirchlichen Steuer ent- 
sprach. Dioch dürfen wir annehmen, dass, falls sie 
überhaupt jemals in strenger Weise durchgeführt wurde, 
sie auf die Dauer sich nicht gehalten hat, da uns im 
Neuen Testament die Leistung der Zehnten als eine 
der äusserlichen Tugenden der Pharisäer und Schrift- 
gelehrten entgegentritt.'! Man wird glauben müssen, 
dass, namentlich nun in der christiichen Zeit, ein all- 
mählicher Verfall und ein Aufhören der regelmässigen 
Zehntabgabe eingetreten ist; doch ist zu betonen, dass 
sie in den Kreisen der Gebildeten und Gelehrten 
kaum jemals ganz in Vergessenheit geriet. Aber bald 
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l. Matth. 23, 23. 
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tritt nun wieder ein Wandel ein, indem jetzt die christ- 
liche Geistlichkeit den Anspruch auf Leistung des Zehn- 
ten stellt oder wenigstens zu einer solchen Leistung 
als zu einem guten Werke auffordert. Beachtenswert 
ist, dass die Erinnerung an eine bestimmte Zehntpflicht, 
welche bei den Juden mit dem Aufkommen einer ge- 
schlossenen Priesterkaste begründet worden war, ge- 
rade in dem Momente wieder einsetzte, als die Bil- 
dung einer christlichen Hierarchie ihren Anfang nahm. 
Der Zehnt galt ihr aber zunächst als eine freiwillige 
Gabe, durch die man sich Gott gefällig erweist,. kaum 
anders wie durch die oblationes und elemosynae. Die 
Freiwilligkeit der christiichen Zehntentrichiung im Ge- 
gensatz zu der strengen, von Christus aber abge- 
schafften Zehntpflicht der Israeliten, betont ausdrücklich 
Irenäus von Lyon.” Aufforderungen zur Gabe der 
Zehnten in mehr oder weniger ausführlicher Form fin- 
den wir dann bei den Vätern der griechischen und 
der lateinischen Kirche nicht selten. Bei Origenes, wie 
bei Cyprian, Augustin und Hieronymus begegnen uns 
derartige Ermahnungen wiederholt — besonders bei 
den beiden letzteren — in scharfer Fassung.” Auf- 
forderungen gleicher Art treffen wir auf fränkischem 
Boden zu Anfang des sechsten Jahrhunderts bei Cä- 
sarius von Arles.* In all diesen Zehntgeboten wird, 
mögen sie untereinander namentlich in den Bestim- 
mungen über die Verwendung der Zehnten und über den 
Gegenstand, wovon der Zehnte geleistet werden soll, 
auch häufig verschieden sein, naturgemäss das gött- 
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2. Migne, Patrol. Ser. Graeca 7, 102%. — Vgl. Hochgürtel, 
2.2.0.5. 6. 

3. Vgl. hierzu Hochgürtel a. a. O. S. 6 ff. 

4. Migne, Patrol. Ser. Lat. 67, 1078f., hom. VI; vgl. Loening, 
II, S. 670. 
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liche Recht stets als die Begründung der Abgabe an- 
gegeben und im Falle der Nichtleistung werden gött- 
liche Strafen in Aussicht gestellt. Aus den immerhin 
zahlreichen Ermahnungen dürfen wir doch wohl auf 
eine, selbstverständlich unregelmässige und nicht steuer- 
artige Darbringung freiwilliger Zehnten schon in so 
früher Zeit schliessen. Etwas später treten uns in abend- 
ländischen Heiligenleben mehrfach Schenkungen von 
Zehnten an Kirchen entgegen, zu denen wohl meist 
besondere Gelegenheiten, wunderbare Heilungen etc. 
den Anlass gabend 

Derartige Fälle völlig freiwilliger Entrichtung von 
Zehnten aus der Zeit des untergehenden römischen 
und des beginnenden fränkischen Reiches beweisen, 
dass bis zum siebenten Jahrhundert von einer wirk- 
lichen Durchführung der Zehntpflicht nicht die Rede 
sein kann. Aber wir sehen doch, dass im Bereich der 
von den Germanen besetzten abendländischen Reiche 
schon im fünften und sechsten Jahrhundert die Leistung 
der Zehnten verlangt und zum Teil durchgesetzt wurde. 
Einflussreiche Männer, wie Severinus oder der Bischof 
Eligius von Noyon haben hier wohl mit ihren eifrigen 
Mahnungen Erfolg gehabt. Die nicht den Zehnter zah- 
len wollen, werden durch Hinweis auf die göttliche 
Strafe bezw. den göttlichen Lohn dazu geneigter ge- 
macht, oder sie sollen die Verantwortung für den Tod 
der Armen zu tragen haben. Die religiöse Verpflich- 
tung zur Zehntleistung wird vorausgesetzt an einer 

5. Vgl. die Beispiele bei Loening II, S. 678. 

6. Vita Severini in S. S. rer. Germ. 28f.; Vita Eligii in M. 
G. SS. rer. Merov. 4, 753 u. 755. Bemerkenswert ist hier die 
allgemeine Form der Aufforderung: Unusquisque de quale 


ingenio vel artificio vivit, de ipso decimam deo in pauperibus 
vel ecclesiis donet. 


re 


Stelle der fränkischen Geschichte Gregors von Tours.? 
Der Einsiedler Hospicus in der Gegend von Nizza 
weissagt kurz vor dem Jahre 574, also fast unmittel- 
bar nach der Invasion der Langobarden in Italien, einen 
Einfall derselben im Frankenreiche; die Ursache liegt 
in der Gottlosigkeit der Franken: Niemand tut das 
Gute, um den Zorn Gottes zu besänftigen, Zehnten 
werden nicht dargebracht, Arme nicht unter- 
stützt usw.® 


Für das Gebot der Zehntpflicht von kirchlich auto- 
ritativer Seite aus haben wir in Merovingerzeit zwei 
Quellenstellen aus dem 6. Jahrhundert erhalten; die 
eine ist ein Synodalbeschluss der Synode von Mäcon 
von 585,” die andere ist enthalten in einem Sendschreiben 
des Erzbischofs Euphroanius von Tours und seiner Suf- 
fragane und steht gleichfalls in Verbindung mit einer 
Synode an diesem Orte; es ist 567 erlassen.!? Die 
Zehntverfügung in letzterem hat etwa folgenden In- 
halt: Das Volk wird auf das eindringlichste ermahnt, 
angesichts der bevorstehenden Kriege und des gött- 
lichen Strafgerichts, dem Beispiele Abrahams folgend 
von allem Vermögen den Zehnten zu zahlen. Irdischer 
und himmlischer Lohn wird ihm dafür verheissen. Ein 
jeder soll auch von seinen Knechten den Zehnten ent- 
richten; wer solche nicht hat, soll für jeden Sohn einen 


1. M. G. S. S. rer. Merov. 1, 249. 

s. Vgl. Hauck I, 181; Loening Il, 678 deutet wohl die ganze 
Stelle unrichtig, wenn er aus ihr folgert, „dass es Schon um das 
Jahr 580 als ein Zeichen der Unchristlichkeit und Ketzerei galt, 
dass die damals noch arianischen Langobarden keine Zehnten 
bezahlten“. 

9 M. G. Concilia I, 167. 

10. M. G. Conec. I, 136. 
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drittel Solidus leisten.!! Es ist also eine Forderung in 
offiziellerer, strengerer und allgemeinerer Form, als 
uns aus früherer Zeit bekannt ist. Eine grössere Be- 
deutung wird man dem unter dem Einfluss bestimmter 
Zeitverhältnisse erlassenen Hirtenbrief kaum beimessen 
dürfen. Weit wichtiger und instruktiver ist das Zehnt- 
gebot, welches 585 die Synode von Mäcon erliess.1? 
Wir haben hier einen unter Berufung auf das alttesta- 
mentarische Gesetz bestimmt gefassten und begründe- 
ten Befehl, dass das ganze Volk, „damit eine alte Sitte 
wiederhergestellt werde,“ den Zehnten an die Kirche 
entrichten solle; bei Strafe des Ausschlusses von der 
Kirche. Diese Synode sucht bewusst einen seit langer 
Zeit vernachlässigten Gebrauch und eine vergessene 
Vorschrift als rechtliche Leistung wieder ins Leben 
zu rufen. Viel schärfer als 567 ist doch hier die Mah- 
nung; dort war es nur eine ethische Verpflichtung zu 
freiwilliger Leistung; hier ist es eine Forderung in 
strengster Form zu einer Rechtsleistung.!? Aber ent- 


il. Vgl. Hauck I, 137 Anm. 1. 

12. c. 5: Legis divinae consolentes sacerdotibus ac ministris 
ecclesiarum pro hereditaria portione omni populum preciperunt 
decimas fructuum suorum locis sacris praestare, ut nullo labore 
inpediti horis legitimis spiritalibus possint vacare misteriis, quas 
legis christianorum congeries longis temporibus custodivit inte- 
meratass. Nunc autem paulatim praevaricatores legum peni 
Christiani omnes ostenduntur, dum ea, quae divinitus sanccita 
sunt, adimplere neglegunt. Unde statuimus ac decernimus, ut 
mos antiquus a fidelibus reparetur et decimas ecclesiasticis 
famulantibus ceremoniis populos omnis inferat, quas sacerdotes 
aut in pauperum usibus aut captivorum redemptionem praero- 
gantis suis orationibus populo pacem ac salutem impetrent. Si 
quis autem contumax nostris statutis saluberrimis fuerit, a mem- 
bris ecclesiae omni tempore separetur. 

13. Vgl. Hauck |, 137. 
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sprach die Wirkung des Beschlusses dieser kategori- 
schen Formulierung? Soweit wir aus den vorhandenen 
Quellen sehen können, nicht. Es darf, wie mir scheint, 
seine Bedeutung für die Folgezeit nicht zu hoch veran- 
schlagt werden; sie war für die Entwicklung des Zehnt- 
wesens wohl eine geringe. Es fehlte der Anteil der 
weltlichen Gewalt. 

Ueberhaupt ist für die Entwicklung der Zehntfrage 
in der Merovingerzeit die politische Konstellation we- 
sentlich mit zu berücksichtigen. Das merovingische Kö- 
nigtum, aus politischen Gründen zum Christentum über- 
getreten, nahm an (der kirchlichen Organisation im 
fränkischen Reiche so gut wie gar kein Interesse. Unter 
den Nachfolgern Chlodwigs wurde durch die wieder- 
holten Reichsteiiungen die Schaffung einer einheitlichen 
Organisation überhaupt unmöglich gemacht. Dazu kam 
dann die gänzliche Unfähigkeit der letzten Merovinger. 
Von der 2. Hälfte des 7. Jahrhunderts ab schien die 
fränkische Kirche ihrem völligen Verfall entgegengehen 
zu sollen. 

In dem weiteren Verlaufe des 6. Jahrhunderts wie 
im 7. Jahrhundert ist in den Bestimmungen der fränki- 
schen Synoden niemals wieder die Rede von den Zehn- 
ten,!* der hierher bezügliche Canon der Synode von 
Mäcon wird nicht einmal zitiert. Daraus möchte ich 
doch den Schluss ziehen, dass seine Wirkung nicht 
allzu gross gewesen sein kann. Die zeitlich nächste 


14. Die von Hochgürtel, S. 15 zum Beweise einer entgegen- 
gesetzten Ansicht zitierten Synoden von Rouen (angeblich 650) 
und von Nantes (angeblich 658) sind nach dem ganzen Inhalt 
ihrer Beschlüsse in eine spätere Zeit, wohl in das 9. Jahrhundert 
zu verlegen. Vgl. Hauck, K. G. Il, S. 720, Anm. 3 und S. 716, 
Anm. 5 (S. 717) (Hefele, Conziliengeschichte Ill, S. 97 und II, 
S. 104). 
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Synode, die uns wieder Zehntbestimmungen bringt, ist 
erst die bayrische zu Aschheim vom Jahre 756.15 

Die übrigen Quellengruppen sind schnell durch- 
laufen. Von den Urkunden, die uns aus der Mero- 
vingerzeit erhalten sind, sind diejenigen, welche Zehnt- 
verfügungen enthalten, fast durchweg plumpe Fäl- 
schungen. Die wenigen echten können uns für Ver- 
breitung der kirchlichen Zehntpflicht einen Beweis nicht 
geben.!6 Die darstellenden Quellen enthalten von Zehn- 
ten in dieser Zeit überhaupt nichts wirklich Belang- 
reiche. Dennoch möchte ich nach den erwähnten Be- 
legstellen der merovingischen Zeit wie nach den uns 
für die früheste karolingische Zeit vorliegenden die Ver- 
mutung nicht abweisen — ohne dass sie sich meines 
Erachtens beweisen liesse —, dass in Westfrancien eine 
gewisse, von der Kirche autoritativ betonte Verpflichtung 
zur Leistung des Zehnten bereits zu Ende des 6. und 
im 7. Jahrhundert in den Bistümern bestand. Jeden- 
falls traten dann jedoch zwei Momente ein, welche eine 
weitere Entwicklung der kirchlichen Organisation ‘und 
speziell des Kirchengutes verhinderten: einmal die Ver- 
kommenheit und die schlimmen Zustände, welche gegen 
Ende des 7. Jahrhunderts in dem fränkischen Episkopat 
einrissen — sodass ein halbes Jahrhundert hindurch 
keine Synoden abgehalten wurden —, und welche dann 
die grossen Reformen durch Bonifatius und Pippin not- 
wendig machten, andererseits der grosse Schade, den 
die fränkische Kirche in der ersten Hälfte des 8. Jahr- 
hunderts durch die sogenannte Divisio Karl Martels, 
die teilweise Einziehung ihres Gutes erlitt. So konnte 
durch die keineswegs freundliche Stellung, welche die 
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15. S. S. 18 und S. 20. 
16. Vgl. unten S. 71. 
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ersten Karolinger der Kirche gegenüber einnahmen, eine 
Aenderung dieser Verhältnisse auch in dieser Zeit noch 
nicht zu erwarten sein. 

Wir vermögen in dieser Periode nicht ganz klar zu 
sehen; doch ist es wahrscheinlich, dass auch vor Karl 
d. ‚Gr. bereits Zehntverfügungen auch von weltlicher 
Seite erlassen worden sind. Dafür sprechen insbeson- 
dere der Brief König Pippins an Lull von Mainz von 
765,17 wie dann auch die allerdings territorial-bayrische 
Aschheimer Synode von 756,18 welche beide nicht den 
Eindruck erwecken, als brächten sie eine neue gesetz- 
liche Verpflichtung, sondern etwas zum mindesten non 
Bekanntes. 

Für die Tatsache, dass wir Bea in Bayern. so 
frühzeitig eine feste Organisation der Kirche, in welcher 
auch die Zehntpflicht nicht fehlte, vorfinden, geben 
wiederum die politischen Verhältnisse die erklärende 
Ursache. Dort sehen wir bereits seit dem Anfange 
der vierziger Jahre des 8. Jahrhunderts das Herzogtum 
— namentlich schon unter Herzog Odilo — in engem 
Verhältnis zu der Kirche des Landes, ihre Interessen 
fördernd.1? Wir haben hier also in diesen Jahrzehnten 
eine der der fränkischen Machthaber direkt entgegen- 
gesetzte Stellungnahme der weltlichen Gewalt, aus 
welcher sich auch die partikuläre Entwicklung auf kirch- 
lichem Gebiete erklärt. 

Eine Möglichkeit ist es, dass angelsächsische oder 
irische Missionare, vielleicht Bonifatius selbst, die Er- 
innerung an die Zehnten mit nach dem Kontinent brach- 
ten und sie dort verbreiteten. Angelsächsische und iri- 
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17. M. G. Capit. 1, 42; Epp. 8, 408; vgl. unten S. 20. 
18. M. G. Concilia II, 56. c.5. M. G.L.L. Ill, 4571. 
19. Vg!. Hauck I, 459. 
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sche Bussordnungen sind uns wenigstens die einzigen 
Quellen, welche bezeugen, dass in Teilen von England 
und Irland die Leistung des Zehnten schon zu Ende 
des 7. Jahrhunderts allgemein gefordert und gebräuch- 
lich war.20 

Es lässt sich, wie gesagt, nicht im einzelnen be- 
stimmen, welche Gestalt das Zehntwesen der Kirche 
vor der Zeit der Karolinger im fränkischen Reiche 
hatte; wie weit die einzelnen Bischöfe Zehnten ein- 
forderten, welchen Umfang und welche Verbreitung 
die Leistung der Zehnten angenommen hatte. Nur so- 
viel erscheint sicher, dass im Frankenreich vor den 
Zeiten Pippins jedenfalls die Forderung ihrer Entrich- 
tung allein von kirchlicher Seite geschah, ein staat- 
licher Zwang zu der Abgabe bis dahin nicht bestanden 
hat. 


20. Canones Hibernici bei Wasserschleben, Bussordnungen 
der abendländischen Kirche, S. 143f. Vgl. besonders Poeniten- 
tiale Theodori L. II, 28 8 (a. a. O. S. 203), L. II, 1481, 8 10, 
& 11 (Decimas non est legitimum dare nisi pauperibus et pere- 
grinis, sive laici suas ad ecclesiam; 8 10: Tributum ecclesiae 
sit, sicut consuetudo provinciae, id est ne tantum pauperes in 
decimis aut in aliquibus rebus vim patiantur) (a. a. O. S. 218). 





Zweites Kapitel. 


Die Entwicklung des Kirchenzehnten im 
karolingischen Reiche. 


Eine Beeinflussung der Zehntabgabe von staat- 
licher ‚Seite scheint nun, wie bereits erwähnt,! in Bay- 
ern schon in der ersten Zeit des Herzogs Tassilo er- 
folgt zu sein; wenigstens erwarteten die Bischöfe eine 
solche von ihm, natüriich im Sinne der vollen allge- 
meinen Zehntentrichtung und der eventuell zwangs- 
weisen Eintreibung der Zehnten.? Für das fränkische 
Reich muss uns als erstes Zeugnis des Eingreifens 
der weltlichen Gewalt in die Zehntfrage der Brief von 
erheblichem Belange sein, welchen Pippin im Jahre 
765 an Erzbischof Lull schrieb, und in welchem er ihn 
‚auffordert anzuordnen ‚de verbo nostro‘: jedermann 
solle freiwillig oder unfreiwillig seinen Zehnten ent- 
richten.? Hier liegt also bereits ein Zehntzwang, von 
dem fränkischen Könige selbst offen ausgesprochen, 
vor. Dennoch konnte ein Brief Pippins an den Mainzer 
Bischof nicht für das fränkische Reich bindende Ge- 
setzeskraft haben, und es ist uns ein weiterer Beleg 
nicht erhalten, dass in der Zeit Pippins die Leistung 


1.5. S. 18. 

2. Vgl. auch unten S. 53. 

3. 5. S. 18; ut unusquisque hcemo, aut vellet, aut nollet, 
suam decimam donet. 
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des allgemeinen Kirchenzehnten gesetzlich eingeführt 
worden wäre. Dass dies tatsächlich nicht geschehen 
ist, erscheint bei der ganzen Art, wie Pippin zwar ener-. 
gisch, aber vor allem doch immer nur auf das Mo- 
mentane gerichtet, die Zügel der Regierung führte, 
wohl unzweifelhaft. Jener Brief ist vielleicht — es lässt 
sich das nicht mit Sicherheit behaupten — wie er in 
seinem ersten Teile an eine bestimmte Gelegenheit an- 
knüpft, auch in der Zehntfrage nur eine gelegentliche 
Aeusserung seines Herrscherwillens. 

Karl der Grosse, der mit seinem weiten Blicke die 
Bedeutung der Kirche für die Förderung und Ausbrei- 
tung von Kultur und Bildung voll erkannte, ist ihr wohl 
in ihren Wünschen bezüglich des Kirchenzehnten zu- 
erst ganz entgegengekommen. Er hat ihr diese reiche 
Einnahmequelle eröffnet und verliehen, um ihr damit 
die wirtschaftliche Basis zu geben, welche sie ihren 
Aufgaben gewachsen machte. 

Dass hier nun mit einem Male ein dert: um- 
fassender Eingriff, eine derartig systematische Neu- 
schöpfung erfolgte, ist wohl nicht als ein Zufall. zu be- 
trachten, wenn man die politischen Zeitverhältnisse er- 
wägt, unter welchen das grundlegende _ Gesetz er- 
lassen wurde. Es geschah im Jahre 779, also unmittel- 
bar nach den ersten erfolgreichen Kriegen gegen die 
Sachsen, nach dem ersten entscheidenden Vordringen 
in Ostiranken überhaupt. 

Während im Westen vielfach die aus römischer 
Zeit vorgefundenen Institutionen gerade auf wirtschaft- 
lichem Gebiete mit in den christlichen Staat der Mero- 
vinger übernommen waren und sich zum grossen Teil 
noch erhalten hatten, und es dort überhaupt der Kirche 
keineswegs an wirtschaftlichen Mitteln gebrach, galt 
es, in den neu gewonnenen ostrheinischen Gebieten 
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zunächst eine materielle Basis für die Kirche, wenn 
anders sie dort einer günstigen Fortentwicklung ent- 
gegengehen sollte, zu schaffen.* So dürfen wir uns 
über das Vorgehen Karls des Grossen in Sachsen nicht 
wundern: Sollte das Land der christlichen Kirche ge- 
wonnen werden, sa war er gezwungen so zu handeln, 
wie er es tat, um ihr zunächst die Existenzmittel zu 
geben; und mit Recht wird er sich darin auch durch 
die warnende Stimme Alcuins nicht haben beirren 
lassen.? 


In dem Kapitulare von Herstal vom Jahre 779 tritt 
uns zum ersten Male die Pflicht zur allgemeinen Ab- 
gabe des Zehnten an die Kirche, in Gesetzesform vom 
König geboten, entgegen.® Es ist anzunehmen, dass sie 
damals sogleich den Charakter einer allgemeinen Kir- 
chensteuer annahm, die sich wohl über das ganze Reich 
Karls des Grossen erstreckte, und von der kein Laie 
befreit war. Auch der König selbst verpflichtete später 


4. Eine solche fehlte ihr sonst völlig. Die Osnabrücker 
Zehntfälschungen, welche die Verleihung der Zehnten an die 
Kirche von Osnabrück damit begründen ‚quia alia ibi tunc 
temporis non erant donaria‘, enthalten hierin wohl eine richtige 
Reminiszenz an jene Zeit, in welcher die sächsischen Kirchen 
tatsächlich auf nichts gestellt waren. Vgl. M. R.? 1389 (1319); 
Fälschung auf den Namen Ludwigs d. Dt. 848, Nov. 10, wo sich 
dieser Satz zuerst findet (Philippi, Osnabrück. U. B. 1, 18). 

5. Vgl. unten S. 26 ff. 

6. M. G. Capit. 1, 48 c. 7. Zu bemerken ist hier, dass in 
dem Schreiben, welches ca. 775 der Priester Cathwulf an Karl 
richtete (vgl. Hauck II, 116), derselbe ihn auch zur Besserung 
und Bestrafung derjenigen aufforderte, welche die Zehnten nicht 
darbrächten. M. G. Epp. IV, 504. — In der sog. Dionysio-Ha- 
driana, der Sammlung, welche Papst Hadrian I. 774 an Karl den 
Grossen sandte, ist von Zehnten nichts enthalten. 
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in dem berühmten Kapitulare de villis von 8127 aus- 
drücklich seine eigenen Güter zur Zehntleistung.s 

Ich kann nicht finden, dass die Kapitularien Karls 
des Grossen allzu häufig die Mahnungen an die Zehn- 
ten wiederholen: tun sie es, so sind es fast stets 
solche, die in engem Zusammenhang mit Synoden und 
Synodalvorschlägen der Bischöfe stehen; meist aber 
bringen die Kapitularien entweder nur Bestimmungen 
über die von den Kirchenlehen zu leistenden Neunten 
und Zehnten? oder sie bringen lediglich Einzel- und 
Ausführungsbestimmungen über die Ablieferung der 
Zehnten, ihre Verteilung usw., welche die Regelmässig- 
keit der Steuerabgabe selbst zur Voraussetzung haben.1 
Deshalb möchte ich auch glauben, dass sich die Zehnt- 
steuer unter Karl dem Grossen im allgemeinen durch- 
gesetzt hat und ihre Zahlung regelmässig jährlich er- 
folgte. Ein sicherer Beweis lässt sich auch hier nicht 
erbringen; aber noch viel weniger darf man auf Er- 
folglosigkeit oder auf wenig durchschlagenden Erfolg 
der Zehntgesetzgebung aus bisweilen vereinzelt auf- 
tauchenden Klagen über Nichtleistung der Zehnten,t! 
aus den Strafen, die darauf gesetzt sind oder aus einer 
_ Beichtformel, in der jemand bekennt, den Zehnten nicht 
geleistet zu haben,!? berechtigte generalisierende 
Schlüsse ziehen. Vielleicht ist hier in den letzten Jahren 
des grossen Kaisers ein Nachlassen eingetreten; doch 
ist es leichter erklärlich, dass, wenn die grossen Pro- 


7. Vgl. Mühlbacher, 2. A. 471 über die Jahreseinreihung. 

8. M. G. Capit. 1, 83 c. 6. 

9. Vgl. unten S. 59. 

10. Vgl. z. B. die ‚Capitula a sacerdotibus proposita‘ (M. 
R.? 377: Kapitulare) M. G. Capit. 1, 106 c.6 u. c. 7. 

11. Diese werden in etwas späterer Zeit viel häufiger. 

12. Vgl. Alcuin, de psalmorum usu II, 9 ed. Frob. S. 45. 
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vinzialsynoden des Jahres 813 fast alle wiederum die 
Mahnungen an die Zehnten enthielten, sie damit nur 
bereits geltende und bekannte Bestimmungen von neuem 
aufstellen wollten, wie sich ja die Synoden in ihren 
Satzungen so oft wiederholten. Dass das Volk der 
neu zu entrichtenden Steuer keine besondere Vorliebe 
entgegenbrachte,!3 und dass ihre Einführung nicht ohne 
Ueberwindung vioon Schwierigkeiten erfolgen konnte, ist 
eine leicht erklärliche und natürliche Tatsache. 

Es mag hier eine Uebersicht der Quellenstellen ge- 
geben werden, in welchen unter Karl dem Grossen die 
Leistung des Zehnten in allgemeiner Form verlangt und 
geboten wird. Für Italien erhebt die Forderung ein 
Kapitulare, das mit den lombardischen Bischöfen be- 
raten und wohl 781 publiziert wurde,!* sodann das 
grosse Kapitulare von Mantua von 787, welches auch 
umfangreiche Detailbestimmungen über die Zehnten ent- 
hält.15 In England stellte 786 eine Synode zu Calchut 
die Forderung auf Entrichtung der Zehnten, unter päpst- 
lichem und wohl besonders auch unter fränkischem 
Einflusse. Denn ausser den beiden päpstlichen Le- 
gaten finden wir einen Abgesandten Karls des Grossen 
dort anwesend.!% Vielfach werden die Königsboten in 
ihren Instruktionen beauftragt, für die gesetzmässige 
Entrichtung der Zehnten Sorge zu tragen.!? Von den 
Kapitularien ist von Bedeutung insbesondere noch das 
auf der Frankfurter Synode von 794 erlassene, in wel- 


13. Vgl. M. G. Epp. IV, 158; unten S. 27 und S. 29. 

14. M. G. Capit. 1, 189 c. 8; vgl. M. R.? 243. 

15. M. G. Capit. 1, 197 c. 8; vgl. ünten S. 54. 

16. Vgl. den Bericht des Bischofs von Ostia an Papst Hadrian 
l, M. G. Epp. IV, 25 c. 17. 

17. Aeltestes Zeugnis: Brev. Miss. Aquit. von 789, M. G. 
Capit. I, 65 €. 11. 
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chem unter Hinweis auf die grosse Hungersnot des 
Vorjahres auf die Ablieferung der Zehnten von einem 
jeden ‚ex sua proprietate‘ gedrungen wird.!8 Die übri- 
gen Synoden und Kapitularien unter Karl dem Grossen, 
welche zur Leistung der Zehnten mahnen oder sie for- 
dern und befehlen, mögen hier einfach der Reihe nach 
angeführt werden. Zu bemerken ist noch, dass sich 
die Synoden dabei, wie in der älteren Zeit, auch jetzt 
noch zumeist auf das Alte Testament und auf gött- 
liches Recht zur Begründung ihres Anspruches beru- 
ten, während die königlichen Kapitularien — wenigstens 
unter Karl dem Grossen — denselben fast ausnahms- 
los ohne jede weitere Begründung erheben. Es sind 
folgende: Synode von Aquileja 796/797;,19 Synodalbe- 
schlüsse, wahrscheinlich vor 800 2° Kapitulare von Salz 
803 ;21 Kapitulare 813? ;2° Kapitulare 813; Capitula de 
rebus ecclesiasticis 787—813?;?* Synode von Arles 
813;25 Synode von Rheims 813526 Synode von Mainz 
813.77 

18. M. G. Capit. 1, 76 c. 25; M. G. Conc. Il. 1681. 

19. M. G. Conc. Il, 195 c. 14; Mansi, Sacrorum concilio- 
rum nova et amplissima collectio XIII, 852. 

20. M. G. Capit. 1, 182 c. 7; vgl. Hauck, Il, 223, Anm. 1. 

21. M. G. Capit. 1, 119 c. 2; als ‚Capitula ecclesiastica‘ be- 
zeichnet, vgl. M. R.? 402. 

22. M. G. Capit. I, 182 c. 3; als ‚Capitula missorum‘ be- 
zeichnet, vgl. M. R.? 484. 

23. M. G. Capit. I, 174 c. 7 als ‚Capitula e canonibus 
excerpta‘, wesentlich auf den Synodalbeschlüssen von Arles 
(813) beruhend, vgl. M. R.? 481. 

24. M. G. Capit. 1, 186 c. 3. 

25. M. G. Conc. Il, 251 c. 9. Mansi XIV, 60. 

26. M. G. Conc. Il, 257 c. 38. Mansi XIV, 81. 

27. M. G. Conc. Il, 270 c. 38. Mansi XIV, 73. Auffällig ist 


diese Anhäufung gleichartiger Zehntverfügungen zu dem Jahre 
813, vgl. oben S. 24. 
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Eine interessante und besonders zu behandelnde 
Erscheinung ist die Art, wie Karl der Grosse Jie Zehnt- 
gesetzgebung im Sachsenlande einführte oder sie we- 
nigstens einzuführen suchte. Wir haben hier das Glück, 
neben dem Gesetz, welches die Zehnten (den neu- 
unterworfenen Sachsen auferlegte, der Capitulatio de 
partibus Saxoniae, in mehreren Briefen Alcuins Quellen 
zu besitzen, welche uns über den Erfolg der Einfüh- 
rung der Zehnten in diesem Gebiete einige wichtig: 
und sichere Aufschlüsse gewähren. 

Die besondere Schärfe der Zehntbestimmung in 
der Capitulatio de partibus Saxoniae tritt schon in der 
Form sofort hervor. Ausdrücklich wird hier Eulen, 
Freien wie den Liten die Leistung geboten, und zwar 
sollen sie von allem ihrem Besitz und Erwerb den 
zehnten Teil geben.28 Dass die Einführung des Kirchen- 
zehnten in so harter Form bei den Sachsen auf stärksten 
Widerstand stiess, erfahren wir von Alcuin, der sich 
selbst als entschiedener Gegner der strengen Forde- 
rungen bekennt, und überhaupt die Einführung des 
Zehnt bei neuunterworfenen Stämmen bekämpft. Die 
grösste Erbitterung muss doch die neue Sitte bei dem 
besiegten Volke hervorgerufen haben; ja, wenn Al- 
cuin in einem Briefe an Bischof Arn von Salzburg 
schreibt:”” ‚Decimae, ut dieitur, Saxonum subverte- 
runt fidem,‘ so scheint er selbst eine wesentliche Ur- 
sache der späteren Sachsenaufstände in den allzu har- 
ten Massregeln bei der Einführung und Einhebung der 
Zehnten zu erblicken. Deshalb rät er auch dem Arn, 
welcher mit dem Heere gegen die Avaren zu Felde 
zieht, ein Prediger der Frömmigkeit, nicht ein Ein- 
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28. M. G. Capit. 1, 69 c. 17. 
29. M. G. Epp. IV, 154. 
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treiber der Zehnten zu sein; eine milde Behandlung der 
dem Christentum neugewönnenen Seelen empfiehlt er, 
bis sie für eine festere Kost reif seien. Man müsse 
ihrem Nacken nicht ein Joch aufbürden, ‚quod neque 
nos neque fratres nostri sufferre potuerunt‘ . In einem 
anderen Briefe”" bittet er Megenfrid, den Schatzmeister 
Karls des Grossen, den König zur Milde gegenüber 
den neubekehrten oder zu bekehrenden Völkern zu be- 
wegen. Er erklärt: Wenn mit demselben Eifer das 
sanfte Joch Christi und seine leichte Last dem wilden 
Sachsenvolke gepredigt würde, mit welchem man die 
Abgabe der Zehnten und die gesetzlichen Bussen für 
die geringsten Vergehen fordere, dans würden sie wohl 
nicht vor der Taufe zurückschrecken.’! Die Priester 
sollen dem Beispiele der Apostel folgend Lehrer des 
Glaubens sein: ‚sint praelicatores, non praedatores.‘ 
Alcuin ist also der Meinung, dass gerade durch die 
Zehnten und die allzu strengen ihnen auferlegten Ge- 
setze die Sachsen dem Christentume entfremdet wür- 
den. Noch in mehreren anderen Briefen äussert sich 
seine Ansicht in dem gleichen Sinne. Im Jahre 799 
schreibt er an Karl selbst;?? er ermahnt ihn, mit Jen 
“ Sachsen Frieden zu schliessen. Nicht durch Drohun- 
gen, sondern durch Milde sollen sie dem Christen- 
tume unterworfen werden. Deshalb hält er fest an 
dem, was. er ihm schon früher über die Eintreibung der 
Zehnten gesagt hat, wenn dadurch auch das Staats- 
interesse eine Zeit lang leide. Vorerst müssten die 
Sachsen innerlich völlig dem Frankenreiche gewonnen 
sein. Hauptsache bleibt Alcuin dabei stets die Er- 
höhung und Ausbreitung der Kirche. 


30. M. G. Epp. IV, 181. 
31. Vgl. Hauck Il, 401. 
32. M. G. Epp. IV, 289. 


BB — 


Man sieht, dass bei den jahrzehntelangen Kämpfen 
gegen die Sachsen die Zehnten eine wichtige Rolle ge- 
spielt haben müssen. Dass man auch bei der Unter- 
jochung der Avaren wohl sogleich an ihre Einführung 
gedacht hat, ging schon aus dem erwähnten Briefe Al- 
cuins an Arn aus dem Sommer 796 hervor.?? Wenige 
Monate später gratuliert er dem Könige zur glücklichen 
Unterwerfung der „Hunnen‘3! und wiederum lässt er 
sich ausführlich über die Zehnten aus. Dringend gibt 
er den Rat, sie den wilden Völkern nicht aufzuerlegen; 
vielmehr erteilt er selbst Ratschläge, wie man sie am 
besten zur Lehre Christi bekehren könne und solle. 
Ich führe die interessante Stelle hier im Wortlaut an: 
.... His ita consideratis, vestra sanctissima pietas sa- 
pienti consilio praevideat: si melius sit, rudibus populis 
in principio fidei iugum inponere decimarum, ut plena 
fiat per singulas domus exactio illarum. An apostoli 
quoque, ab ipso deo Christo edocti et ad praedican- 
dum mundo missi, exactiones decimarum exegissent 
vel alicubi demandassent dari, considerandum est. Sci- 
mus, quia decimatio substantiae nostrae valde bona 
est; sed melius est illam amittere quam fidem per- 
dere. Nos vero, in fide catholica nati nutriti et edocti, 
vix consentimus substantiam nostram pleniter decimare; 
quanto magis tenera fides et infantilis animus et avara 
mens illarum largitati non consentit. Roborata ver) 
fide et confirmata consuetudine christianitatis, tunc quasi 
viris perfectis fortiora danda sunt praecepta, quae soli- 
data mens relegione christiana non abhorreat. Was 
Alcuin hier ausspricht, entspricht genau dem, was er 
über die Zehnteinführung bei den Sachsen dachte und 


33. S. S. 26. 
34. M. G. Epp. IV, 158. 
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schrieb. Er hält sie bei diesen eben erst unterworfenen 
Völkern für den Anfang für geradezu verderblich. 
Interessant ist hier auch die kurze Bemerkung, dass 
man sogar im eigenen, doch so gut katholischen Va- 
terlande sich nur ungern auf die Darbringung der Zehn- 
ten verstehe.?3 

Als Sachsen dann zu Beginn des neunten Jahrhun- 
derts, insbesondere auch durch die gerade damals 
zahlreicher werdenden Bistumsgründungen — es ist die 
zweite Gruppe von Gründungen, welche man hier unter 
Karl dem Grossen unterscheiden muss — dem Franken- 
reiche und seiner staatlichen und kirchlichen Organi- 
sation ganz eingeordnet wurde, wird es sich auch in 
Bezug auf die Zehnten bald von den übrigen Gebieten 
des Reiches nicht mehr unterschieden haben. 

Wir sahen, lass das Zehntrecht der Kirche unter 
der Regierung Karls des Grossen allgemein, insbeson- 
dere vion staatlicher Seite anerkannt war und sich wohl 
auch praktisch fast überall durchgesetzt hatte. Wir kön- 
nen die weitere Entwicklung des Zehntwesens in Jer 
Karolingerzeit im einzelnen nicht verfolgen. Jedoch ge- 
winnt man den Eindruck und es ist wohl sichere Tat- 
sache, dass die Anerkennung des Rechtes zwar die- 
selbe blieb, nicht jedoch der Erfo!g in der Eintreibung 
der Zehnten; dass praktisch die Kirche sich vielfach 
gezwungen sah, auf die ihr zukommende Steuer zu 
verzichten. Abgesehen von immer häufiger werdenden 
Entziehungen von Zehnten durch Laien fehlte der Kirche 
und den einzelnen Bischöfen und Priestern in dieser 
Zeit auch wohl oitmals die Kraft und die Macht, ihr 
Recht bei den Pflichtigen, aber Säumigen geltend zu 
machen. Die Unterstützung, welche ihr dabei die karo- 


35. S. oben S. 24. 
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lingischen Epigoonen zu teil werden liessen, wird keine 
ausreichende gewesen sein. Zwar gebieten noch kai- 
serliche Kapitularien die Leistung, aber seltener und 
entweder in sehr schwacher Form, altes wiederholend 
oder sich auch nur auf ältere Bestimmungen weitlicher 
und geistlicher Gesetzgebung berufend, oder aber in 
weitschweifiger, doch nachdrucksloser Weise. Weit häu- 
figer tun es naturgemäss die Syr.oden, aber auch sie 
wiederholen — wie es auch sonst oft bei ihnen der 
Fall war — meist nur die alten Vorschriften. Den Er- 
folg dieser Ermahnungen in der damaligen Periode wird 
man sich nicht gross denken dürfen un] man wird an- 
nehmen müssen, dass bei der energielosen Handha- 
bung der Gesetzgebung seit Ludwig Jem Frommen, 
bei der zunehmenden Verwilderung der allgemeinen Zu- 
stände im fränkischen Reiche auch die stramme Or- 
ganisation des Zehntwesens, wie sie unter Karl dem 
Grossen bestanden hatte, unter den späteren Karo- 
lingern wesentlich nachliess und schlaifer wurde. Haupt- 
sächliche Belegstellen — ich sehe wiederum von den 
Einzelbestimmungen über die Art des Zehntbezuges 
etc. zunächst ab — sind für diese Zeit folgende: Das 
Kapitulare Lothars I. von Olonna 825.?° Es gebietet 
die Einhaltung der im Kapitulare von Mantua 787 über 
die Abgabe der Zehnten erlassenen Vorschrift, der es 
nichts wesentlich neues hinzufügt. Von höherem Inter- 
esse ist eine Bestimmung des Kapitulare von Worms 
von 829, welches überhaupt ausführlicher auf die Zehnt- 
frage eingeht?” Wir erfahren hier von einem AÄn- 
spruch, welchen das Volk auf Entgelt für die Entrich- 
tung der Zehnten stellte; ohne einen solchen scheint 
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36. M. G. Capit. 1, 327 c. 9. 
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es sie jetzt oft nicht mehr haben geben zu wollen. Eine 
derartige Ängabe ist von erheblicher Bedeutung, indem 
sie ein Licht wirft auf die veränderten Zustände in der 
fränkischen Kirche seit Karls des Grossen Zeit. Ob 
das dagegen gerichtete Verbot und das den Ungehor- 
samen im Kapitulare von Worms angedrohte Verfahren 
von Erfolg begleitet gewesen sind, können wir nicht 
nachprüfen; es ist sehr zweifelhaft. Auch die jetzt häu- 
fig erwähnte zwangsweise Eintreibung kam wiohl nicht 
immer zu erfolgreicher Durchführung. Den Zwang zur 
Leistung der Zehnten gebietet z. B. die Instruktion Lo- 
thars I. für die Königsbaten von 832.38 Äus der Denk- 
schrift der Synode von Aachen 836 an König Pippin 
von AÄquitanien?® geht hervor, dass sich die Kirche 
über die Entziehung von Zehnten zu beklagen hatte.t 
Hier dürfte allerdings mit der Restitution des Kirchen- 
gutes auch eine Rückgabe der Zehnten erfolgt sein.* 
Die Synode von Mainz 847 wiederholt nur die Zehnt- 
bestimmung der bereits erwähnten Mainzer Synode von 
813;42 ebenso die Synode, welche ebendaselbst 852 ab- 
gehalten wurde, die dann noch einige Zusätze über 
das Verfahren, das gegen die Säumigen einzuschlagen 
ist, hinzufügt.*? Die Syroden von Pavia 850 und von 

38 M. G. Capit. 2, 64 c. 9. 

39. Mansi XIV, 691 — 734. 

40. a. a. ©. S. 701 c. 18: Quod Melchisedech sacerdos Dei 
altissimi typum gesserit Christi, catholica sentit ecclesia.. Quod 
ei Abraham decimas ex omnibus dedit, ipsius Abrahae ingentia 
commendantur praeconia. Quem imitantur qui sacerdotibus 
Christi ob illius amorem et honorem decimas dant: et ab illius 
merito sequestrantur, qui deo oblatas decimas auferunt. 

41. Vgl. M. R.2 954. 

42. M. G. Capit. 2, 178 c. 10. 

43. M. G. Capit. 2, 184 c. 36. 

44. M. G. Capit. 2, 121 c. 17. 
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Valence 85545 mahnen zur Leistung der Zehnten in der 
gebräuchlichen Art der Synoden, unter Androhung von 
Exkommunikation und geistlichen Strafen. In der Er- 
wähnung der ‚subtractores decimarum‘ in der Synode 
von Toul 860?% haben wir wiederum einen Beweis, dass 
die Kirche in der Erhebung ‘der Zehnten häufig gestört 
worden sein muss, dass die ihr zustehenden Bezüge 
ihr oftmals entzogen wurden. Als letztes karolingi- 
sches Kapitulare ist in diesem Zusammenhange das 
Karls des Kahlen vom Jahre 876, in Pavia erlassen, zu 
nennen, in welchem das Gebot zur Entrichtung der 
Zehnten gänzlich im kirchlichen, synodalen Sinne ge- 
fasst ist: ‚decimae secundum sacra praecepta Domino 
offerantur.‘*” Auch in der grossen Synode, welche 
895 zu Tribur stattfand, haben wir, abgesehen von der 
allgemeinen Mahnung zur Zehntentrichtung,?3 welche 
sie aus Walafrid Strabo entnommen hat,?? ein Zeugnis, 
welches beweist, dass Unregelmässigkeiten vorkamen. 
Es wird verfügt, dass, wer Klerikern oder Kirchen ein 
Unrecht zufügt: wie Beraubung eines Klerikers..., 
Wegnahme oder Zurückbehaltung der Zehnten, sich, 
wenn nicht vorher die weltliche Gewalt die Sache er- 
ledigt hat, vor dem Bischof verantworten soll.5° An- 
dererseits enthält sie allerdings einen wichtigen Be- 
weis dafür, dass Jas Zehntwesen am Ende des 9. Jahr- 
hunderts im ganzen allgemein verbreitet und geordnet 
gewesen sein muss, wenı si2 verfügt, dass bei Schwie- 
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45. Mansi XV, 9 c. 10; vgl. M. R.? 1169 a: „die Beschlüsse 
beleuchten die verwilderten Zustände des Reichs‘. 

46 Mansi XV, 560. 

47. M. G. Capit. 2, 102 c. 11. 

48. M. G. Capit. 2, 220 c. 13. 

49. M. G. Capit. 2, 512f. c. 28. 

50. M. G. Capit. 2, 216 c. 4d. 
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rigkeiten, die rechtmässige Begräbnisstätte für Verstor- 
bene zu bestimmen, die Beerdigung derselben dort statt- 
finden soll, wo sie bei Lebzeiten den Zehnten entrichte- 
ten?! Nach den vorhergenannten Quellenstellen ist 
aber ein Niedergang in der Organisation des kirchlichen 
Zehnten, eine Äbnahme in der geordneten Regelmässig- 
keit seiner Darbringung um die Mitte des 9. Jahrhun- 
“derts nicht zu verkennen. 


51. M. G. Capit. 3, 221 c. 18. 





Drittes Kapitel. 


Die Organisation des Zehntwesens im 8. und 9. 
Jahrhundert. 


Der Kirchenzehnte war, wie oben ausgeführt wurde, 
durch die Gesetzgebung Karls des Grossen zu einer 
allgemeinen vom Staate auferlegten Äbzabe geworden, 
welche den Charakter einer Steuer trug. Wir haben 
nun zu fragen, in welcher Art diese Steuer organisiert 
war, wie sie eingehoben wurde, wem sie zustand, wie 
die Nichtleistung des Zehnt strafrechtiich geahndet wur- 
de usw. 

Was zunächst die Art der Erhebung Jer Zehnten 
betrifft, so sind die Quellenstellen, welche uns darüber: 
Auskunft geben können, wenige; doch genügen sie wohl, 
um ein ziemlich deutliches Bild Javon zu gewinnen. 

Eine jede Kirche soll eine Abgrenzung des zehnt- 
pilichtigen Gebietes haben.! Diese wichtige und grund- 
legende Bestimmung findet sich in den Kapitularien 
Karls des Grossen erst verhältnismässig spät, und man 
wird die Vollendung der Einrichtung geschlossener 
Zehntbezirke nicht zu früh ansetzen dürfen. Jeden- 
talis bleibt es zweifelhaft, ob von vornherein Zehntbe- 
zirk und Pfarrsprengel sich decken. Aber sicher ist, 


1. M. G. Capit. 1,178 c. 10 ut terminum habeat unaquaeque 
aecclesia, de quibus villis decimas recipiat. 
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dass beide bald identisch wurden.2 Denn ein Kapitu- 
lare aus den ersten Jahren des 9. Jahrhunderts setzt be- 
reits eine derartige Identität voraus.®? Es wird darin be- 
stimmt, dass jeder Priester alle zu seinem Bezirk ge- 
hörigen Anwohner unterweisen soll, damit dieselben 
wissen, dass sie die Zehnten von allem Vermögen den 
Kirchen gebührend darzubringen haben. 

Dass aber bestimmte Zehntbezirke schon beträcht- 
liche Zeit vorher vorhanden waren, beweist die bay- 
rische Synode von Äschheim 756, welche anordnet, 
dass die Priester nicht versuchen sollen, Oblationen 
oder Zehnten, die nicht ihrer Kirche zugehören, sich 
anzueignen.* Ein gleichartiges Verbot, sich von Gläu- 
bigen anderer Pfarren besuchen und sich den Zehnten 
geben zu lassen, enthält das Kapitulare des Bischofs 
Theodulf von Orleans an die Priester seiner Diözese. 
Wer gegen die Verfügung handelt, soll seinen Grad ver- 
lieren oder auf lange Zeit eingekerkert werden.? Die- 
ses Kapitulare ist aus dem Jahre 797; man erkennt 
aus ihm die feste Abgrenzung der Pfarrsprengel in 
Westfranken, der nun diejenige der Zehntsprengel folgte. 
Dasselbe Verbot an die Priester erneuert in gleich- 
lautendem Texte die Mainzer Synode von 852.6 Sach- 
lich enthält das gleiche ein anderes Kapitel des wieder- 
holt erwähnten Kapitulare von 810—813?: Es wird den 


2. Ueber das Verhältnis von Zehntrecht und Pfarrsprengel 
zu einander sind zu vergleichen die instruktiven Ausführungen 
von H. Schäfer, Pfarrkirche und Stift im deutschen Mittelalter 
S. 19f., S. 23 (in Stutz’ Kirchenrechtl. Abhandlungen, 3. Heft 
1903). 

M. G. Capit. 1, 106 c. 6; vel. M. R.? 377. 

M. G. Conc. II, 57 c.7. M.G.L.L. Ill, 458. 

Mansi XIII, 998 c. 14. 
M 


4. 
D. 
6. M. G. Capit. 2, 190 c. 17. 


Priestern verboten, in fremder Pfarre, ausser auf der 
Reise, Messe zu lesen oder fremden Zehnten (decimam 
ad alterum pertinentem) anzunehmen.’ 

Ein weiteres Kapitel jenes Kapitulare aus dem 
Anfange des 9. Jahrhunderts verorInet, dass d’e Priester 
selbst die Zehnten des Violkes in Empfang nehmen 
. sollen. Die Namen der Geber und die Gaben selbst 
sollen registriert werden; letztere sollen dann in Ge- 
genwart von Zeugen nach den kanonischen Vorschriften 
durch die Priester verteilt werden. Aehnliche Anord- 
nungen trifft etwa ein halbes Jahrhundert später ein 
Kapitulare Hinkmars von Rheims, gerichtet an die 
Priester seines Metropolitansprengels.” Es soll u. a. 
untersucht werden, wieviel Mansen (ingenuiles et ser- 
viles) oder Änwohner die Priester in ihren Pfarrspren- 
geln haben, von denen sie den Zehnten empfangen.!” 
Weiterhin wird bestimmt: Vierteilung der Zehnten nach 
den kansnischen Satzungen; dieselbe soll in Gegen- 
wart von zwei oder drei Gläubigen als Zeugen in sorg- 
fältiger Weise vorgenommen werden; über die Ver- 
wendung zweier Teile, des bischöflichen und des An- 
teils der Kirche, soll jährlich Rechenschaft gegeben 
werden.!! Nach den Bestimmungen des Kapitulare von 
Mantua von 787 sollen die Zehnten im Beisein von 
Vertrauensmännern eingeliefert werden, welche als Zeu- 
gen zwischen Priestern und Volk über Leistung und 
Nichtleistung der Abgabe da sein sollen, um die Ab- 
legung eines Eides über die richtige Leistung zu er- 
sparen. Die Vertrauensmänner, vier oder acht an der 

7. M. G. Capit. 1, 178 c. 9. 

8. M. G. Capit. 1, 106 c. 7. 

9. Mansi XV, 475 ff. 


10. Mansi XV, 480 c. 3. 
1l. c. 16. 
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Zahl, sollen vom Volke selbst gewählt werden, doch 
soll bei der Rechtshandlung die Anwesenheit zweier 
von ihnen genügen.!? Diese Bestimmungen erneuert 
das Kapitulare Lothars I. von Olonna aus dem Jahre 
825.13 

Ueber die Ablegung eines Eides bei der Zehnt- 
entrichtung geben uns noch einige andere Belegstellen 
Auskunft. Verlangt wird ein Eid nur in einem der 
Zeit nach zweifelhaften Kapitulare. über das Kirchen- 
gut.! Dagegen will die Provinzialsynode von Chalon 
813,15 ebenso wie das aus ihr exzerpierte gleichlautende 
Kapitel eines Kapitulare von 826 oder 827,16 dessen 
Verfügungen freilich nur als bischöfliche Vorschläge ziı 
gelten haben,! die Bindung Jer Zehntpflichtigen durch 
einen Eid der Gefahr des Meineides wegen vermieden 
wissen. Eine interessante Erläuterung dieses Eides ge- 
ben uns einige Stellen in den Bruchstücken der ver- 
schollenen Fuldaer Briefsammlung. Flacius Illyrikus hat 
hier einige Briefe des Hrabanus Maurus exzerpiert, 
in welchen sich Hraban einem Priester Hadubrandus 
gegenüber aufs schärfste gegen die Abforderung eines 
Eides bei der Entrichtung ‘der Zehnten ausspricht.!3 
In dem einen Briefe tadelt Hraban den Hadubrand, dass 
er die Zehnten von den Christen unter einem Eide 
eintriebe und sie vor der Zahlung nicht zur Kommu- 


12. M. G. Capit. 1, 197 c. 8. 

13. M. G. Capit. 1, 327 c. 9. 

14. M. G. Capit. 1, 186 c. 3. 787—813? nach der Zehntbe- 
stimmung überschrieben; aber ohne zureichende Begründung, da 
die Zehntbestimmung des Kapitulare von Mantua doch die Leist- 
ung des Eides umgehen will. 

15. M. G. Conc. Il, 277 c. 18. Mansi XIV, 97. 

16. M. G. Capit. 1, 312f. c. 7. 

17. Vgl. M. R.2 829. 

18. M. G. Epp. V, 521£ 
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nion zuliesse. In einem anderen Briefe heisst es: Es 
verlautet, dass von ihnen (den Zehntpflichtigen) die 
Zehnten nur unter Eid eingezogen würden und dass 
niemand von ihnen die Kirche betreten, Messe hören 
oder kommunizieren dürfe, bevor er nicht einen Eid 
geschworen, dass er von seinem gesamten Besitz den 
Zehnten nach Recht dargebracht habe. Endlich in 
einem dritten Briefe: Etwas neues ist es, dass man 
in dieser Zeit einen Eid verlangt über Jie rechtmässige 
Darbringung der Zehnten etc. Wir ersehen, dass der 
Eid wnterbleiben sollte und in der besseren Zeit der 
Karolinger wohl unterblieb. 

Die Königsboten haben in ihren Sprengeln zur 
Leistung der Zehnten zu mahnen und falls dieselbe 
nicht erfolgte, dazu zu zwingen. Eine Instruktion Lo- 
thars I. für die Königsboten von 832 enthält den aus- 
drücklichen Auftrag, die Pfarrholden zur Leistung der 
Zehnten zu zwingen.!? Aus dem Jahre 857 ist uns 
die Bekanntmachung eines missus erhalten, in welcher 
er an die Pflichten gegenüber der Kirche, vor allem 
auch an die Entrichtung von Neunten und Zehnten er- 
innert.2? Dioch werden die missi hier zumeist in Ge- 
meinschaft mit den Bischöfen, welche ja selbst häufig 
als Königsboten auftreten und auch in eigenen Kapitu- 
larien die Mahnung zur Ablieferung der Zehnten er- 
liessen,?21 gehandelt haben.?2 


19. M, G. Capit. 2, 64 c. 9. 

20. M. G. Capit. 2, 292 c. 1. | 

21. Vgl. das Kapitulare Haitos von Basel, M. G. Capit. 1, 
364 c. 15; sodann die Kapitularien Theodulfs von Orleans, Mansi 
Xi, 993 ff. und 1009 ff., und Hinkmars von Rheims, Mansi XV, 
475ff., welche gleichfalls Bestimmungen über die Zehnten ent- 
halten. 

22. M. G. Capit. 2, 268 c. 6 Capitulare missorum Suessio- 
nense. 
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Was die Frage anbetrifft, wem der kirchliche Zehnt 
rechtlich zustehe, so sind die im allgemeinen über die 
rechtliche Stellung des Kirchengutes und Kirchenver- 
mögens aufgestellten Theorien, wie die göttliche, die 
Armentheorie, die Gesamtkirchentheorie auch hier ver- 
treten; auch hier sind die Geistlichen im wesentlichen 
nur als Nutzniesser des Kirchengutes angesehen. Doch 
machen von den verschiedenen kirchlichen Theorien 
fast nur die Synoden zum Zweck der Erreichung der 
Zehntleistung Gebrauch, während die Kapitularien Karls 
des Grossen in scharf sachlicher Weise nur die an 
bestimmte Kirchen und Geistliche zu geschehende 
Leistung gebieten.? Erst Kapitularien späterer, schwä- 
cherer Karolinger berufen sich zur Begründung des 
Zehntanspruches auf göttliches Gebot und sehen auch 
den Zehnt als Gott gehörig an.?t 

Der Zehnt wird erhoben durch die Priester.”® Es 
scheint dies in früherer Zeit lediglich zu Gunsten Jer 
Bischöfe geschehen zu sein.?% Dieselben waren materiell 
ursprünglich auf den Ertrag des Kirchengutes gestellt. 
Dazu kamen dann die kirchlichen Zehnten, welche eine 
sehr beträchtliche Zunahme ihrer Einkünfte bedeute- 
ten. Die Dezentralisation aber, welche eintrat, als die 
bischöfliche Kirche nicht mehr die einzige Vollkirche 
des Sprengels war, als mehr und mehr Landkirchen 
aufkamen, welche die Rechte der Hauptkirchen er- 
langten, konnte naturgemäss auf eine so vorteilhafte 
wirtschaftliche Position nicht in günstiger Weise wir- 

23. C. 17 der Capit. de part. Saxoniae (M. G. Capit. 1, 69) 
wendet, jedoch nur in sehr beiläufiger Weise, die göttliche 
Theorie an; vielleicht absichtlich den Sachsen gegenüber. 

24. M. G. Capit. 2, 102 c. 11 (Karoli Il. Capitulare 876). 

25. S. oben S. 36. 

26. Vgl., auch zum folgenden, Stutz, S. 240f. 
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ken. Es erfolgte auch hier eine Art Dezentralisation 
zu Gunsten der ländlichen Pfarrkirchen. Einen we- 
sentlichen Teil ihres Vorrechtes behielten die Bischöfe 
aber auch in der Karolingerzeit bei. Von den Zehnten 
selbst bekamen sie allerdings nur den vierten bezw. 
dritten Teil. Dioch waren in Bezug auf das Zehntrecht 
allgemein die bischöflichen Kirchen bevorzugt. Dem 
Bischof stand für seine Diözese das Zehntrecht und 
die Verfügung über die kananische Verwendung der 
Zehnten durch die Priester zu. Schan ein Schreiben 
des Papstes Zacharias aus dem Jahre 747 verbietet 
die willkürliche Verwendung der Zehnten; vielmehr soll 
der Bischof mit den Klerikern über die Verteilung be- 
stimmen.?? 

Die Bestimmung über die Ablieferung und Verwen- 
dung der Zehnten lautet in der einfachen Fassung in 
den Kapitularien und Synoden fast stets in dem Sinne, 
wie es die Synode von Tours 813 beispielsweise klar 
ausspricht: Sorgfältige Verwendung der Zehnten, Jie 
den einzelnen Kirchen gegeben werden, nach Jem Rat 
der Bischöfe durch die Priester zum Gebrauch der 
Kirche und der Armen.?® Aehnlich und im Sinne gleich 
bringen diese Verordnung das Kapitulare S10—813 ?,7? 
die Mainzer Synoden von 847 und 852,30 die Synode 
von Worms von 869%! usw. Die von Hauck wohl mit 
Recht zu „vor 800“ angesetzten Synodalbeschlüsse ord- 
nen die, Verwendung (der Zehnten durch den Bischof 
an.y2 


27. M. G. Epp. Ill, 365. 

28. Mansi XIV, 85 c. 16. 

29. M. G. Capit. 1, 178 c. 4. 

30. M. G. Capit. 2, 178 c. 10; M. G. Capit. 2, 184 c. 3. 
31. Mansi XV, 879 c. 59. 

32. M. G. Capit. 1, 182 c. 7. S. oben S. 23. 
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Der Zehnte wird bereits unter Karl dem Grossen 
ausschliesslich den Pfarr-- und Taufkirchen abgelie- 
fert.®® Eine Ausnahme ist es nun allerdings, wenn das 
Kapitulare von Mantua 787 zugleich überhaupt ver- 
bietet, von dem den Pfarr- und Taufkirchen vom Volke 
gegebenen Zehnten der Hauptkirche und Jem Bischofe 
etwas abzuliefern.?* Dieses Kapitulare bezweckt auch 
sonst in mehreren seiner Bestimmungen den Schutz 
der niedrigeren Kleriker gegenüber Jen Bedrückungen 
durch die Bischöfe.?®° Ein derartiges direktes Verbot 
tritt uns sonst nirgends entgegen; fast stets bleibt dem 
Bischof sein Anteil an den Zehnten gewahrt.?® Die 
Ablieferung der Zehnten an die Taufkirchen nach den 
Anordnungen des Bischofs wird geboten in dem Ka- 
pitulare von Salz.” Sodann gehört hierher der Beschluss 
der Synode von Chalon 813, dass die Familien ihre 
Zehnten an diejenigen Kirchen entrichten sollen, wo 
ihre Kinder getauft werden und wo sie das ganze Jahr 
hindurch die Messe hören.?® Auch aus der bereits an- 
geführten Instruktion Lothars I. für die Königsboten, 
in welcher es heisst, dass die Pfarrhallen zur Restau- 
rierung der verfallenen Taufkirchen und zur Leistung 
der Zehnten an sie durch die öffentlichen Beamten ge- 
zwungen werden sollen, ist dieses Vorrecht der Pfarr- 
und Taufkirchen zu entnehmen.?? Ebens> ist das allei- 
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33. Vgl. H. Schäfer a. a. O. S. 21. 

34. Capit. Mantuan. primum M. G. Capit. 1, 195 c. 11. 

35. Vgl. ausser c. 11, c. 4, 5, 7, 8. (Boretius: Compluribus 
capitulis, ut contra episcoporum ‚oppressiones et violentias‘ 
(c. 4, 5) clericos minores tueatur rex spectat). 

36. Vgl. unten S. 50f. 

37. M. G. Capit. 1, 119 c. 2. 

38. M. G. Cone. Il, 277 c. 19; Mansi XIV, 97. 

39. M. G. Capit. 2, 64 c. 9. 
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nige Recht auf die Zehnten seitens dieser Kategorien 
von Kirchen in deutlichster Weise aus dem Schreiben 
zu entnehmen, welches die Bischöfe (845—850) an 
Ludwig Il. richteten 0 sodann aus einem Briefe des 
Papstes Leo IV. an die englischen Bischöfe,*! aus den 
Bestimmungen der Synode von Ravenna von 898.'? 
Weitere Beweise geben uns einige Formeln. Aus Form. 
Paris.n.2!? geht klar hervor, dass Zehntrecht und 
Taufrecht einer Kirche zusammengehören. Ebenso fin- 
den wir die Verbindung des Tauf- und Pfarrrechtes 
der Kirchen mit dem Zehntrechte ausgesprochen in 
Form. Senon. rec. n. 12,1% Wenn oftmals gegen diese Be- 
stimmungen verstossen wurde, wie vielfach aus ihrem 
Wortlaut hervorgeht, so ist dies für die Geltung des 
tatsächlichen Rechtes dieser Kirchen auf die Zehnten 
ohne Bedeutung. 

Eine Ausnahme bildet das sechste Kapitel des Ca- 
pitulare de villis von 812, welches bekanntlich für die 
Königshöfe das grundlegende Gesetz wurde. Auf den 
Fiskalgütern sollte der Zehnte allgemein an die dort 
befindlichen Kirchen abgeliefert werden, an andere nur, 
wenn es von altersher üblich war. Jene Kirchen sollten 
nur an Kleriker der königlichen Familie oder Kapelle 
verliehen werden.*5 

40. ‚Capitula episcoporum Papiae edita‘ 845—850, M. G. 
Capit. 2, 82 c. 11. 

41. M. G. Epp. V, 595 n. 16. 

42. M. G. Capit. 2, 124 c. 1. 

43. M. G. Formulae 264: eadem aecclesia nullum alium 
honorem nisi tantummodo divinum officium usurpet, et non de- 
cimam, non baptisterium, non sepulturam. 

44. M. G. Formulae 217 n. 12: .. .. ut ibidem aspicere debe- 
rent ad missas veniendi et ad baptismum vel predicationem et 
ut decimas suas ad memoratam basilicam dare deberent. Vgl. 


hierzu und zu der vorigen Anm. auch Hauck Il, 716 Anm. 4. 
45. M. G. Capit. 1, 83 c. 6. 
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In Bezug auf das Zehntrecht finden wir auch sonst 
in weitaus den meisten Belegstellen die alten Kirchen 
gegenüber den neuerbauten bevorzugt; bei letzteren 
handelt es sich wohl zumeist um Kirchen, welche die 
Grundherren auf ihrem Eigengute erbauten, die soge- 
nannten Eigenkirchen.** In dem Kapitulare von Salz 
wird zunächst, wie bereits eben angeführt, die Abliefe- 
rung der Zehnten an die alten Taufkirchen gemäss 
den Anordnungen des Bischofs verfügt.*° Auch von 
Besitzungen, die an Bistümer und Klöster geschenkt 
sind, sollen die Zehnten den früheren Kirchen gegeben 
werden wie bisher. Dann heisst es weiter:?8 Wer 
auf seinem Eigengute neue Kirchen erbauen will, soll 
das mit Einwilligung des Bischofs seiner Parochie dür- 
fen; doch sollen die Zehnten immer an die alten Kirchen 
fort entrichtet werden. Sehr häufig und immer in der- 
selben Form wiederholt findet sich dann seit den grossen 
Provinzialsynoden von 813 in den Kapitularien und be- 
sonders in den Synodalbeschlüssen das Verbot, den 
alten Kirchen den Zehnten und Besitz zu rauben, um 
sie neuen Kirchen zu geben. Es sind hier zu nennen: 
Synode von Mainz 813;?? hieraus aufgenommen in die 
Capitula ,‚e conciliis excerpta® 826 oder 8275?) Sy- 
node von Arles 813;°! auch hieraus die Bestimmung 
in jene Capitula übernommen ;5? Capitula e canonibus 
excerpta 813,53 in ähnlicher Form: Synode von Mainz 


46. S. unten S. 45. 

47. Vgl. S. 41. 

48. c. 3. 

49. M. G. Cone. Il, 271 
50. M. G. Capit. 1, 312 


c. 41; Mansi XIV, 74. 
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51. M. G. Conc. Il, 252 c. 
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‚ vgl. oben S. 37. 

20; Mansi XIV, 62. 
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19; vgl. oben S. 25, Anm. 23. 
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852;°4 auch die Capitula Pistensia von 869 ordnen an, 
dass die Bischöfe die Zehnten den alten Kirchen be- 
wahren sollen.d5° Dagegen macht die Mainzer Synode 
von 847 eine Entziehung von Zehnten und Besitz von 
den alten Kirchen zu Gunsten neuer Kirchen von der 
Einwilligung un] dem Rate des Bischofs abhängig und 
dadurch doch immerhin möglich.®% Ein gutes Beispiel 
gibt uns hier eine Formel aus Jen Formul. Paris.: In 
der neuerbauten Kirche sollen nur die gottesdienstli- 
chen Verrichtungen vorgenommen werden; es fehlen 
ihr das Zehntrecht wie die anderen Rechte der Pfarr- 
und Taufkirchen.?? Direkt begünstigt werden dagegen 
die neuerbauten Kirchen in dem Capitulare ecclesiasti- 
cum Ludwigs des Frommen von 818/19, wo die Zehnt- ' 
leistung neuer Villen an die dort neuerbauten Kirchen 
geboten wird?® und auf der Synode von Worms von 
868.59 Man wird hierbei jedoch ebenso wie bei an- 
deren von der Regel abweichenden Bestimmungen viel- 
leicht die jeweiligen politischen Verhältnisse mit in 
Rücksicht ziehen müssen, das schwankende Verhältnis 
der späteren karolingischen Könige zur Geistlichkeit 
und zu den Grossen, event. auch die Gültigkeit von 
Synodalbeschlüssen nur für die betreffende Diözese 
aus bestimmten Ursachen. Das Gewöhnliche ist, Jass 
die alten Kirchen den neuen gegenüber das Vorrecht 
des Zehntbesitzes haben.#° Als eine Art Ausgleich kann 
man hier die Verfügung ansehen, welche, in etwas 
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54. M. G. Capit. 2, 185 c. 3. 
55. M. G. Capit. 2, 332 c. 9. 
56. M. G. Capit. 2, 179 c. 11. 
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späterer Zeit, die Synode von Tribur (895) trifft. Hier 
heisst es:#! Die Zehnten sollen wie der übrige Besitz 
den alten Kirchen bewahrt bleiben. Wenn jemand in 
der Umgegend der Kirche Neubruchsland bebaut, so 
soll von dort ebenfalls der Zehnte der alten Kirche ent- 
richtet werden. Wenn er aber in einem Walde oder in 
einer Oede in einer Entfernung von mehr als vier oder 
fünf Meilen es tut‘? und dort mit Einwilligung des Bi- 
schofs eine Kirche errichtet und] ihre Weihe erlangt 
hat, so soll er ihr einen tüchtigen Priester besorgen, und 
dann soll der Zehnte der neuen Kirche zufallen ‚salva 
tamen potestate episcopi‘. Hier haben wir also in die- 
ser besitzrechtlichen Streitfrage eine Art Entscheidung 
vor uns. 

Die Entrichtung des Zehnten vom Eigengut ist mit 
der Einrichtung der allgemeinen Zehntsteuer selbstver- 
ständlich.*3 Es handelt sich nur darum, wem die 
Zehnten entrichtet wurden oder zu entrichten waren, 
wenn die Inhaber von Eigengut selbst Kirchen, Eigen- 
kirchen, errichteten. Massgebend muss hier für die 
Zeit Karls des Grossen das schon soeben® ausführ- 
lich zitierte Kapitulare von Salz sein, aus welchem her- 
vorgeht, dass der Zehnte an die alten Kirchen, nicht 

61. M. G. Capit. 2, 221 c. 14. 

62. Si vero in qualibet silva vel deserto loco ultra miliaria 
IV. aut V. vel eo amplius aliquod dirutum conlaboraverit. _ 

63. Vgl. M. G. Capit. I, 76 Frankfurter Synode von 794 c. 
25. M. G. Conc. Il, 165 f. 

64. Vgl. hierzu besonders die ausgezeichneten Ausführungen 
von Stutz, a. a. OÖ. S. 240—259, über das Zehntrecht der Eigen- 
kirchen. — Nur ist m. E. dem grossen Kapitulare von 818'819 
eine derartig entscheidende Bedeutung nach den Zeugnissen, die 
wir aus der späteren Zeit besitzen, nicht beizulegen. S. oben 
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an die Eigenkirchen abgeliefert werden sollte. Ueber- 
haupt dürfen wir demnach annehmen, dass die bischöf- 
lichen und Pfarrkirchen den Eigenkirchen gegenüber 
bezüglich des Zehntrechtes wesentlich bevorzugt wa- 
ren. Letztere durften es wohl, wie aus den früher er- 
wähnten gesetzlichen Bestimmungen zu schliessen ist, 
nur ausüben, soweit sie Pfarr- und Taufkirchen waren, 
und dies dürften sie nur selten erlangt haben. In 
einer bayrischen Privaturkunde aus älterer Zeit6? be- 
sitzen wir ein Beispiel, dass jemand. u. a. den Zehnten, 
welcher bisher zu seiner Eigenkirche gehörte, für sein 
Seelenheil dem Bischofe von Freising vermacht, also 
freiwillig auf seine Erhebung verzichtete. Umgekehrt 
ist ein Fall, welchen uns ein von Karl Jem Grossen 
bestätigter Tauschvertrag zwischen Bischof Agilward 
von Würzburg und einem Grafen Audulf zeigt.® Der 
Bischof verzichtet hier im Austausch gegen andere Kir- 
chen auf eine Kirche zu Frzulenbach im Gollachgau 
mit den Zehnten in den Orten Freudenbach, Auernho- 
fen und Waldmannshofen. Der Kirche bleiben also die 
alten Zehnten, auch nachdem sie nicht mehr dem Be- 
sitz des Bistums angehört, erhalten. 

In niedergehender Karolingerzeit muss es häufig 
vorgekommen sein, dass die Zehnten nicht an die 
Kirchen gezahlt wurden, denen sie zustanden. Es wurde 
schon auf die wegen ihrer vielfachen Wiederholung auf- 
fällige Betonung des Vorrechtes der alten Kirchen vor 
den neuen hingewiesen. Ferner zeugen für diese Tat- 
sache die in Kapitularien und Synoden zahlreich wieder- 
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66. Stutz a. a. OÖ. S. 243. 

67. Meichelbeck, Hist. Fris. 2, 70 n. 75, a. 770: et omnem 
decimam, quae ad nostram ecclesiam pertinet, accipiat ille epis- 
copus, qui Frigisinga sedit. 

68. M. R.? 429, D. K. 206. 





kehrenden Strafen, welche den Uebertretern der hierauf 
bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen angedroht wer- 
den. Das Kapitulare von Worms 829 verfügt: Wer 
einer Kirche widerrechtlich den Zehnten entzieht und 
ihn einer anderen Kirche gibt, soll vom Grafen oder Kö- 
nigsboten zur Restitution des Zehnten cum lege sua 
genötigt werden.s9 

Fast alle derartigen Anordnungen beziehen sich 
wohl auf die Besitzer von Eigengut oder stehen we- 
nigstens in Zusammenhang mit den Ansprüchen, wel- 
che die Grundherren stellten. Doch finden wir auch 
Geistliche untereinander wiederholt im Streit über 
die rechtliche Zugehörigkeit von Kirchenzehnten. So 
zitierte die Synode von Attigny von 874 dieses letzt- 
erwähnte Kapitel der Wormser Synode von 829; hier 
beschwerte sich der Bischof von Barcelona über den 
Priester Tyrsus, dass derselbe zwei Dritteile des ihm 
selbst zustehenden Zehnten usurpiert habe und suchte 
gegen ihn sein Recht zu erlangen.‘® Auch die Beschwer- 
de des Priesters Hatto bei Ludwig dem Frommen, 
weil ihm (der Kleriker Frotwinus die versprochenen 
Zehnten vorenthalten hatte, darf wohl hier angeführt 
werden.’ 
| Besonders wird in dieser Zeit häufig die Notwendig- 
keit des völligen Ausschlusses des Laienelementes von 
dem Genuss des Zehntrechtes ausgesprochen, woraus 
zu folgern ist, dass tatsächlich Laien damals sich viel- 
fach in den Besitz von Zehnten zu setzen gewusst 


69. M. G. Capit. 2, 18 c. 6. 

70. M. G. Capit. 2, #58 c. 1. 

71. M. G. Epp. V, 529 in den Fuldaer Brieffragmenten; der 
interessante vollständige Beschwerdebrief M. G. Epp. V, 339 n. 
25. Vgl. N. A. XXIX. 


hatten. Die Synode voı Meaux-Paris 845/46 ermahnt, 
dass an Laien keine Kirchen durch den König über- 
geben werden sollen. Sollte es aber doch der Fall 
sein, dass Laien Kirchen inne hätten, so sei es der 
Vernunft und Autorität widersprechend, dass sie selbst 
die Zehnten empfängen und davon ihre weltlichen Ge- 
nüsse befriedigten, sondern vielmehr die Priester sollten 
sie empfangen und für die Zwecke der Kirche verwen- 
den.’? In einer aus Synodalbeschlüssen entnommenen 
Aufzeichnung vom Jahre 846 finden wir das Verbot, 
dass Laien sich nicht an Kirchenzehnten vergreifen 
sollen.”% Eine weitgehende Entfremdung von Kirchen- 
gut war um diese Zeit eingetreten, mit welcher derartige 
Bestimmungen zusammenhängen dürften. Wieder aus- 
führlicher auf das Eigengut selbst gehen jene an Lud- 
wig Il. gerichteten bischöflichen Kapitel ein.’* Es 
heisst hier: In den heiligen Satzungen ist Verteilung 
der Zehnten nach Anordnung des Bischofs festgesetzt. 
Einige Laien aber, die auf Eigengut oder Lehen Eigen- 
kirchen haben, wenden unter Ausserachtlassung der An- 
ordnung des Bischofs die Zehnten nicht den Tauf- und 
Pfarrkirchen zu, sondern ihren Eigenkirchen oder ihren 
Klerikern, in willkürlicher Weise. Der König wird um 
Abhilfe gebeten. Auf diese Beschwerde gegen diejeni- 
gen, welche die Zehnten den Eigenkirchen zuwandten, 
bezieht sich wohl die Zehntstelle in dem Kapitulare 
Ludwigs II. von 850, welche Besserung der Säumigen 
canonico iudicio gebietet, bei Widerstand mit dem Ein- 
greifen des Kaisers selbst droht.?® Eine weitere Synode 
von Pavia von 850 wendet sich abermals gegen solche, 
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welche die Zehnten nach eigenem Ermessen zu ver- 
wenden suchen, sie entweder gar nicht oder willkür- 
lich an solche entrichten, denen sie nicht zustehen.’6 
Eine Synode von Toul 860 richtet sich, wie die meisten 
Synoden dieser Zeit, vor allem gegen die Räuber von 
Kirchengut, unter ihnen auch gegen die ‚subtractores 
decimarum‘; doch fehlt uns hier die strafrechtliche Be- 
stimmung darüber, was mit denselben geschehen soll.‘7 
Aus dem Ende des 9. Jahrhunderts ist interessant ein 
Kapitel aus dem Kapitulare Kaiser Lamberts von 898, 
in Ravenna erlassen; es wird befohlen die Entrichtung. 
aller Zehnten an die Bischöfe oder ihre substituti, 
nicht an (die Eigenkirchen; doch finden wir hierzu die 
Klausel: ausser mit Erlaubnis des Bischofs. Gegen Zu- 
widerhandelnde ist hier als letztes Zwangs- und Straf- 
mittel sogar Zerstörung der betreffenden Kirche selbst, 
‚quae magis contentionem, quam utilitatem aliquam 
praestat‘, angedroht.‘® Endlich ist aus einer Synode 
zu Ravenna von demselben Jahre noch die Verfügung. 
zu erwähnen, dass, falls jemand ohne Erlaubnis des 
Bischofs die Zehnten anderswohin als an die Tauf- 
kirchen entrichtet, der Geber wie der unrechtmässige 
Empfänger bestraft werden soll.” Im allgemeinen sehen 
wir, dass die Eigenkirchen aus der Einführung der 
allgemeinen Zehntpflicht einen wesentlichen Vorteil 
nicht ziehen konnten. 

Für die Verteilung der Zehnten kommen wie 
für die der anderen kirchlichen Einkünfte die beiden 
althergebrachten Theorien der Dreiteilung und der 
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Vierteilung in Betracht. Die Dreiteilung war die in 
Spanien gebräuchliche und von dort aus vielfach ein- 
geführte Methode, die Vierteilung die römische, wel- 
che besonders seit ihrer Kodifikation in den Dekreten 
Gelasius I. um die Wende des 5. Jahrhunderts80 im 
Abendlande immer mehr an Boden gewann und auch 
im fränkischen Reiche den endlichen Sieg davon ge- 
tragen zu haben scheint, jedenfalls weitaus überwiegend 
daselbst rezipiert wurde. Die vier Anteilsberechtigten 
waren: Der Bischof, die Kleriker, die Armen und die 
Kirchenfabrik. Die Verfügung und Oberaufsicht 
über die Verteilung der Zehnten hatte im Frankenreiche, 
wie schon erwähnt, der Bischof. Ihm kam dabei ein 
Drittel bezw. ein Viertel der Abgabe zu. Eine Ausnahme 
bildet hierin das Kapitulare von Mantua von 787, das, 
wie bereits gesagt,3! überhaupt den Bischöfen nicht 
günstig gehalten ist: es verbietet geradezu, von den den 
Pfarr- und Taufkirchen gegebenen Zehnten der Ka- 
thedralkirche und dem Bischofe etwas abzuliefern.s? 
Garnicht die Rede ist vom Anteile des Bischofs in einem 
anderen Kapitulare, welches nur drei Teile festsetzt: 
einen für die Kirche, den zweiten für Arme und Fremde, 
den dritten für die Priester.8® Sonst findet sich seit dem 
9. Jahrhundert im fränkischen Reiche fast stets die Vier- 
teilung mit dem ausdrücklich genannten Anteile des Bi- 
schofs.8® Das Kapitulare Hinkmars von Rheims be- 


80. Mansi VIII, 45. Vgl. Liber diurnus ed. Sickel No. VI, 


81. Vgl. oben S. 41. 

82. M. G. Capit. 1, 195 c. 11. 

83. M. G. Capit. 1, 106 c. 7. 

84. Vgl. Capitulare Thecdulfs von Orleans 797 ce. 92. Mansi 
XIII, 1609; Synode ven Freising &00 c. 13. M.G. Conc. Il, 290; 
M. G. Capit. 1, 226; Syncede ven Mainz 847 c. 10, M. G. Gapit. 
2, 178; Synode von Mainz 852 c. 3, M. G. Capit. 2, 184. Die 


stimmt gleichfalls die Vierteilung und trifft dann die 
Sonderverfügung, dass über die Verwendung der beiden 
Anteile (des Bischofs und der Kirche jährlich Rechen- 
schaft gegeben werden soll.8 Dass der Bischof bis- 
weilen auf seinen Anteil verzichtet, ist hierfür nicht 
von Bedeutung.8® Lehrreich ist für das Ansehen und 
die Geltung der beiden Teilungstheorien im- Reiche 
Karls des Grossen die Verfügung, welche der Bischof 
Haito von Basel in Seinen kirchlichen Verordnungen 
über ıdie Verteilung der Zehnten trifft. Er sagt:$” Der 
dritte Teil der Zehnten gebührt nach dem Canon der 
Synode von Toledo dem Bischofe; er jedoch will sich 
nach der Observanz der römischen Kirche mit dem 
vierten Teile begnügen. Die Synode von Paris 82988 
und ein ihr wörtlich entlehnter Bericht der Bischöfe 
an Ludwig den Frommen?? bringen für bestimmte Um- 
stände einen völligen Verzicht des Bischofs auf seinen 
Zehntanteil in Vorschlag. Es heisst hier: Obwohl die 
kanonischen Satzungen vorschreiben, dass von den 
Zehnten (der vierte Teil dem Bischofe zufallen soll, so 
soll er diesen vierten Teil doch nur annehmen, wenn 
ihn die Not dazu zwingt. Wenn er aber nichts bedarf, so 
soll er den vierten Teil zum Gebrauch der Kirchen und 
für die Armen überlassen. — Vielfach finden wir dann 
noch (detaillierte Bestimmungen über die Verwendung 
der Zehnten für die Armen oder im Dienste der Kir- 


— m mn 


Vierteilung der Zehnten (nach dem Dekret des Gelasius) z. B. 
auch zitiert bei Walafrid Strabo c. 28. M. G. Capit. 2, 512. 

85. Mansi XV, 480 c. 16. Vgl. oben S. 36. 

86. S. unten. 

87. M. G. Capit. 1, 864 c. 15. 

88. Mansi XIV, 539 c. 31. 

89. M. G. Capit. 2, 32 cap. V. Derselbe fand allerdings 
keine Berücksichtigung, vgl. M. R.? 366, 


chen für Unterhalt der Geistlichen, kirchliche Bau- 
lichkeiten, Lichter etc. Die Erwähnung eines der vier 
Teile als bestimmt zur Aufnahme des Bischofs ist ent- 
halten in der Mainzer Synode von 852.90 Freilich gab 
es auch Priester, welche die Zehnten annahmen, für 
ihre Kirchen aber nicht sorgten.?! Hierauf deutet auch 
eine Beichtformel, in welcher ein Priester bekennt, die 
Zehnten, die er durch sein Amt empfangen, in unrecht- 
mässiger Weise benutzt, sie zum eigenen Gebrauch 
und nicht der Vorschrift gemäss verwandt zu haben.?2 
Solche unredlichen Priester sollen nach dem Poeniten- 
tiale Hubertense durch kanonisches Urteil bestraft wer- 
den und drei Jahre hindurch Busse tun.?? 

Von Wichtigkeit und bedeutendem Interesse sind 
die strafrechtlichen Satzungen, welche die Gesetzge- 
bung in karolingischer Zeit gegen (diejenigen erliess, 
welche die Leistung der Zehnten weigerten. Vor allem 
ist hier festzuhalten und darauf zu achten, wie scharf 
die weltliche Gewalt gegen die Zehntweigerer vorging, 


90. M. G. Capit 2, 186 c. 3. Vgl. auch Seckel, Studien zu 
Benedictus Levita. II. Capitula episcopi cuiusdam Frisingensia 
c. 29. N. A. XXIX, 292. 

91. Kapitulare von Diedenhofen 805 c.8. M.G. Capit. 1, 121. 

92. Alcuin, de psalmorum usu Il, 9 op. ed. Frob. S. 45: Ego 
miser peccavi nimis, quia eleemosynas, et primitias, atque decimas, 
quas sub obtentu sacerdotii suscepi, male expendi, et in propriis 
usibus meis ea consumpsi, et illud, quod inde debui facere, non 
feci . 

93. Wasserschleben a. a. O. S. 383 c. 48: Qui synodochia 
pauperum administrant, decimas populi suscipiunt, et sibi exinde 
vel suis saecularibus lucris sectandum aliquid subtraxerint, quasi 
dominicarum rerum invasor reus restituatur, sub canonico refor- 
metur et agat poenitentiam annis Ill. Scriptum est enim: Talem 
dispensatorem Dominus quaerit, qui sibi exinde nihil accipiat. 
Daraus übernommen in das Merseburger Bussbuch, Wassersch- 
leben, S. 429 c. 7. 
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ein. wichtiges und charakteristisches Beispiel für die 
ganze Art, in welcher Karl der Grosse mit grösster Ener- 
gie und Umsicht und mit weiten Blicke in die inner- 
kirchlichen Verhältnisse eingriff. Die wenigen aber inter- 
essanten Stellen, welche uns die weltlichen Stra°en, die 
auf die Nichtentrichtung des Zehnt gesetzt .sind, an- 
geben, sollen hier zunächst angeführt werden.?* In der 
bayrischen Synode von Aschheim 756 finden wir zuerst 
einen Satz, welchen wir in fast gleicher Fassung häu- 
fig in den Synodalbeschlüssen wieder antreffen: Wer 
nicht den Zehnten leistet, soll selbst auf den zehnten Teil 
zurückkommen. Sodann aber wird unter Berufung 
auf ein herzogliches Dekret bestimmt, dass, wenn je- 
mand die Zehnten nicht entrichten will, dann der Zins 
der Kirche doppelt geleistet werden soll.?% Endlich ist 
noch eine genau nicht zu deutende Strafe hinzugefügt, 
welche seitens des Herzogs gegen die Schuldigen er- 
folgen sollte.?” — Diese bayrische Bestrafungsform in 
der Art der Entrichtung eines Doppelzehnten kehrt in 
gleicher Weise nicht wieder. 

Weit ausführlicher und wichtiger sind die Bestim- 
mungen im 8. Kapitel des allgemeinen Kapitulare von 
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94. Die Strafen, welche gegen die Nichtzahler von Neunten 
und Zehnten gerichtet sind, gehören wegen des Hinzutritts des 
Besitzes eines Kirchenlehens in einen anderen Zusammenhang, in 
dem später von ihnen gehandelt werden wird. 

95. ‚Qui decimam non tribuit, ad decimam revertitur‘. Er 
ist wohl alttestamentarischen Ursprungs. — M. G. Conc. Il, 57 
c.5. M.G.L.L. Ill, 457 f. 

96. Die Strafbestimmung des hier gemeinten Dekrets (vgl, 
M. G, L. L. Ill, 458 Anm. 48) lautet: illas res ecclesiae reddat 
et alia similia addat, M. G. L. L. III, 270. 

97. ut vestrae requerillae secundum possibilitatem culpabilis 
existant. Vgl. über die Deutung des Wortes ‚requerilla‘ Oelsner, 
Jahrb. d. fränk. Reiches unter König Pippin, $. 299, Anm. 6. 
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Mantua vom Jahre 787.98 Dreimal sollen die Säumigen 
von ‘den Priestern zur Leistung der Zehnten ermahnt 
werden; wenn sie sich daran nicht kehren, soll ihnen 
das Betreten der Kirche verwehrt werden; erfüllen sie 
auch dann ihre Zehntpflicht nicht, so sollen sie von 
den Öffentlichen Beamten zu einer Busse von 6 solidi 
an die Kirche und zur Leistung des Zehnt obenein 
genötigt werden. Bei hartnäckigem und fortgesetztem 
Widerstreben soll durch die öffentliche Gewalt ihr 
Haus beschlagnahmt werden, bis sie ihre Schuld lö- 
sen. Als letztes endlich wird den Widerspenstigen mit 
Inhaftnahme gedroht, um dann vor dem öffentlichen 
Gericht abgeurteilt zu werden und Busse zu leisten. 
Bezüglich der Zehnten aber und der 6 solidi sollen 
sie ihrer Pflicht gegen die Kirche genügen. — Die 
Einhaltung der in diesem Kapitulare über die Abgabe 
der Zehnten erlassenen Vorschriften gebietet das Ka- 
pitulare Lothars I. von Olonna 825; die Weigerer sollen 
zur Entrichtung gezwungen werden.?? Verwandt den 
hier gegebenen gesetzlichen Bestimmungen ist ein an 
anderer Stelle überliefertes Kapitel, welches die Stra- 
fen für die in der Zehntablieferung Lässigen festsetzt.100 
Es ordnet an: die Zehnten sollen voll entrichtet wer- 
den; Strafe im Falle der Weigerung das erste Mal 
6 solidi, das zweite Mal ist der Königsbann (60 solidi) 


zu zahlen — eine schwerwiegende neue Strafe hier, 
welche uns die allgemeine Wichtigkeit der Zehntsteuer 
in vollem Lichte erscheinen lässt — und 6 solidi an 


den betreffenden Priester; ausserdem Exkommunika- 
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98. M. G. Capit. 197 c. 8. 

99. M. G. Capit. 327 c. 9. 

100. Capitula de reb. eccles. 787—813?. M. G. Capit. 1, 186 
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tion des Schuldigen, bis er dem Priester Genüge getan. 
Das dritte Mal soll er als ein sacrilegus gelten, ver- 
bannt werden und sein Besitz dem königlichen Fiskus 
anheimfallen. 

Karl der Grosse ging also auch hier in seiner Ge- 
setzgebung aufs schärfste vor. Nach seiner Zeit und 
nach dem Kapitulare von 825 bemerken wir dann auch 
hier ein starkes Abflauen, falls überhaupt eine Straf- 
ansetzung erfolgte. Fast waren es nur noch allgemeine 
Drohungen, welche die kaiserliche Gesetzgebung gegen 
die Nichtentrichter der Zehnten erliess. Die dreimalige 
Mahnung durch die Priester an die „sehr vielen, welche 
die Zehnten nicht geben wollen‘,101 findet sich, unter 
Berufung auf ein kaiserliches Kapitulare, in den Be- 
schlüssen der Mainzer Synode von 852 wieder; im Wei- 
gerungsfall soll kirchliche Bannung eintreten bis zur 
erfolgten Genügeleistung.!®? Die Svnode von Chalon 
813 verfügte, dass diejenigen, welche nach mehrfachen 
Mahnungen die Leistung der Zehnten noch vernach- 
lässigten, exkommuniziert werden sollten,1!3 Die Sv- 
node von Ravenna von 898 bestimmt, dass die, welche 
die Zehnten nicht an die gesetzmässige Stelle ent- 
richten oder sie zurückbehalten, nach den Zehntbe- 
stimmungen in den Kapitularien der karolingischen 
Kaiser von Karl dem Grossen bis Ludwig Ill. ihre 
Strafen finden sollen. Wenn dies ohne Erfolg bleibt, 
so sollen sie der Exkommunikation durch den aposto- 
lischen Stuhl und die Synode unterliegen.!0! Ein Ka- 
pitulare Ludwigs II. von 850 spricht zunächst von 
101. Quia modo multi inveniuntur decimas dare nolentes; 
s. oben S. 29 ff. 

102. M. G. Capit. 2, 185 c. ». 

103. M. G. Conc. Il, 277 c. 18; Mansi XIV, 97; übernommen 
in M. G. Capit. 1, 312 c. 7. 

104. M. G. Capit. 2, 124 c. 1. 
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Besserung der in der Zehntentrichtung Säumigen durch 
kanonisches Urteil; bei weiterem Widerstande soll dann 
die kaiserliche Gewalt eingreifen.!05 Wir ersahen schon 
aus einigen der hier beigebrachten Belege, dass die 
Synoden, wie es ja nur natürlich ist, fast nur mit kirch- 
lichen Strafen drohen und sie in erklärlicher Weise 
den weltlichen voranstellen. Abgesehen von der Pro- 
phezeiung, dass Gott die Schuldigen, welche ihm den 
Zehnten nicht geben, strafen wird, welche wir in den 
drei Mainzer Synoden von 813, 847 und 852 in gleichem 
Wortlaute finden,!0% ist hier in den meisten Fällen Ex- 
kommunikation und Kirchenbann, wofür in den soeben 
angeführten Beispielen bereits Belege vorhanden wa- 
ren, in Aussicht gestellt. So Jrohte auch schon die 
Synode von Mäcon 585 mit dem Ausschluss aus der 
Gemeinschaft der Kirche.!107 Auch die Synode von Pavia 
850 gebietet, dass solche, die den Zehnten nicht ent- 
richten, als Verächter göttlicher Satzungen zu exkom- 
munizieren sind.!0® In allgemeiner Weise droht mit 
kirchlicher Strafe die Synode von Valence S5510? etc. 

Von Bedeutung ist auch an dieser Stelle die bereits 
erwähnte Bestimmung aus dem Wormser Kapitulare 
von 829,110 in der von den Zehnten die Rede ist, welche 
das Volk nicht ohne Entschädigung geben will. Den 


105. M. G. Capit. 2, 83 c. 2. 

106. Admonemus atque praecipimus, ut decimas Deo omnino 
dari non negligatur, quas Deus ipse sibi dari constituit: quia 
timendum est, ut quisquis Deo debitum suum abstrahit, ne forte 
Deus per peccatum suum auferat ei necessaria sua; M. G. Conc. 
Il, 270 c. 38; Mansi XIV, 73; M. G. Capit. 2, 178 c. 10; M. G. 
Capit. 2, 185 c. 3. 

107. Vgl. oben S. 15. 

108. M. G. Capit. 2, 121 c. 17. 

109. Mansi XV, 9 c. 10 

110. M. G. Capit. 2, 13 c. 7. Vgl. oben S. 301. 
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Empfang eines solchen Entgeldes sollen die Bischöfe 
verhindern und verbieten. Ungehorsame sollen, wenn 
es Leute des Kaisers sind, vor diesen geladen werden; 
die übrigen aber sollen gezwungen werden, der 
Kirche zu geben, was sie freiwillig nicht geben 
wollten. 

Was den materiellen Bestand des Kirchenzehnten 
anbetrifft, so darf im wesentlichen wohl auf wirtschafts- 
historische Werke verwiesen werden.!!l Es sei hier 
nur hervorgehoben, dass, abgesehen von der vorkaro- 
lingischen Zeit, wo der Zehnt eine freiwillige und un- 
regelmässige Gabe und als solche sehr vielseitiger Art 
war, er in unserer Periode im allgemeinen von den 
jährlichen Einkünften des Grundbesitzes, also vornehm- 
lich vom Getreide, gefordert wurde. Ausdrücklich ist 
der Zehnte des Ertrages vom Handel von den Kauf- 
leuten beansprucht in dem Kapitulare Theodulfs von 
Orleans von 797.112 Streng verboten 'ist es den Bi- 
schöfen, sich von denen, welche die Zehnten nicht ent- 
richten, eine Geldbusse dafür zahlen zu lassen.t13 

Für eine Schätzung des Ertrages, welchen der Kir- 
chenzehnte in (dieser Zeit im Durchschnitt der Kirche 
bot, fehlt uns jeder Massstab.!!! Auch die Notiz, welche 


111. Vgl. insbesondere v. Inama-Sternegg, Deutsche Wirt- 
schaftsgeschichte, I, 154, 252, II, 40 ff.; Lamprecht, Deutsches 
Wirtschaftsleben im Mittelalter I, 113 ff. 

112. Mansi XIII, 1004 c. 35. Vgl. Hauck K. G. Il, 223, Anm. 
5; Waitz, V. G. IV, 120 Anm. 5. 

113. Synode ven Chalon 813; M. G. Conc. Il, 277 c. 18; 
Mansi XIV, 97. Wörtlich hieraus übernommen in die Capitula 
e conciliis excerpta von 826 oder 827, M. G. Capit. I, 312 c. 7. 
wadios ist wohl in diesem Sinne zu verstehen. Vgl. dagegen 
unten S. 66 die Erlaubnis der Ablösung der Neunten und 
Zehnten um Geld. 
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Hauck hierfür heranzieht, scheint mir nur das von dem 
betreffenden Bischof von Limoges von seinen Pries- 
tern beanspruchte Zehntviertel anzugeben; hierin kann 
man aber doch wohl kaum das dem Bischof im all- 
gemeinen durchschnittlich zukommende Zehntviertel er- 
blicken, zumal die Forderung des Bischofs Raganbert 
als eine ‚nova consuetudo‘ bezeichnet wird und ihre 
Durchführung auf erhebliche Schwierigkeiten gestossen 
zu sein scheint.115 
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114. Vgl. Hauck K. G. Il, 223 Anm. 5. 
115. M. G. Epp. IV, 457. 





Viertes Kapitel. 


Die Kirchenlehen ; Neunten und Zehnten. 


Das reiche Gut, welches die fränkische Kirche 
unter der Herrschaft der Merovinger gewonnen hatte, 
erlitt (die stärkste Einbusse durch die sogenannte Di- 
visio Karl Martels. Diese bedeutet, wie durch die 
neuere Forschung festgestellt ist, nicht eine Säkulari- 
sation des Kirchengutes, sondern eine Zwangsanleihe, 
welche der machtvolle Hausmeier im staatlichen Inter- 
esse bei der Kirche vornahm.! Eine teilweise Rückgabe 
des entfremdeten Kirchengutes erfolgte dann durch seine 
Söhne Karlmann und Pippin. Damit das Besitzrecht der 
Kirche auch an dem Teil ihres Gutes, welcher ihr aus 
politischen Gründen nicht zurückgegeben werden 
konnte, nicht in Vergessenheit geriete, wurden diese 
Teile offiziell als verliehenes Kirchengut bezeichnet und 
mit einem dauernden Zins von beträchtlicher Höhe be- 
legt.” Längst ist die Angabe des Synodalschreibens von 
Quiercy vom Jahre 858, dass bereits damals Pippin, 
um die Kirche zu entschädigen, die Neunten und Zehn- 
ten eingeführt habe, als unhaltbar widerlegt worden.? 


a 


2. Kapitulare von Estinnes 743. M. G. Capit. 1, 28 c. 2. 
3. M. G. Capit. 2, 433 c. 7. Vgl. Roth, Beneficialwesen 
S. 334 L 
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Von ebenso geringem Werte müssen uns die Beschlüsse 
der Synode von Metz über die Neunten und Zehnten 
sein, da gerade sie interpoliert sind. Bereits Pertz 
hat sie in seiner Ausgabe bei Seite gelassen.® Auch 
sie stehen wie jenes Synodalschreiben in engstem Zu- 
sammenhange mit Benedictus Levita und sind wohl erst 
im fünften Jahrzehnt des 9. Jahrhunderts in die Ca- 
nones der Metzer Synode eingefügt worden.® Die erste 
sichere Angabe über die Einrichtung des Institutes der 
Neunten und Zehnten fällt gleichzeitig mit der ent- 
sprechenden Angabe über die Einführung der allge- 
meinen Kirchenzehnten und ist ebenfalls in dem Ka- 
pitulare von Herstal, 779, enthalten.” Der langobardi- 
schen Fassung des betreffenden Kapitels lässt sich man- 
gels anderer, älterer Quellenbelege sachlich nicht auf 
den Grund gehen.® Doch ist nicht anzunehmen, dass 
diese Abgabe bereits seit längerer Zeit bestand.’ 
Für die Einführung der Neunten scheint mir eine 
einfache Art der Erklärung nahe zu liegen. Zunächst 
war es keine neue Sitte, dass von entliehenem Gute 
dem Besitzer der Zehnte geleistet wurde. Diese Zins- 
leistung scheint im römischen Reiche bereits weit ver- 
breitet gewesen zu sein und ist wohl auch in den meisten 
der germanischen Reiche, welche auf seinem Boden 
sich bildeten, bestehen geblieben und hat sich dort 
zum Teil weiter entwickelt. Zu vergleichen sind hierzu 
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4. Vgl. M. R.? 79 (77). 

5. M.G.L.L. 1,31; — M.G. Capit. 1, 32 (Pippini regis 
Capitulare). 

6. Bened. Lev. I, 13 M. G. L. L. IIb, 47. 

1. M. G. Capit. 1, 50 c. 13. 

8. Forma Langob. c. 14. 

9. Vgl. Hauck II, S. 224; Abel-Simson, Jahrb. d. fränkischen 
Reiches unter Karl d. Gr. I, 325. 


u bh 


besonders die charakteristischen westgotischen For- 
meln für Prekarien, welche für diese Tatsache klare 
Beispiele bieten.!? Danach muss im Westgotenreich 
der Kolonenzehnt bei Landleihe etwas ganz gewöhn- 
liches gewesen sein. — Die Inhaber verliehen also häufig 
ihr Gut gegen die Leistung des Zehnten. Ein solcher. 
Zehnte stellte demnach eine privatrechtliche Reallast 
dar, für die Besitzer nahm er die Form einer Rente an.!! 
Das Beispiel eines solchen Zehnten aus karolingischer 
Zeit liegt wohl in der Schenkung eines Grafen Alberich 
an das Kloster Weissenburg vom Jahre 764 vor. Er 
schenkt unter anderem terram salicam cum decimatione 
dem Kloster.!? Auch die in der Dotationsurkunde des 
Bischofs Chrodegang von Metz für das Kloster Gorze!? 
mehrfach vorkommenden Zehnten sind lediglich als be- 
reits vorhandene privatrechtliche Grundlasten anzu- 
sehen, die mit den Kirchenzehnten für geschlossene 
Bezirke nichts gemein haben.!! Ein weiterer Beweis 
für Jie gebräuchliche Entrichtung des Zehnten vom 
entliehenen Lande in früher Karolingerzeit liegt vor 
in den Formulae Salicae Bignonianae n.21 und n. 225!» 
bemerkenswert ist hier die an sich irrelevante Tatsache, 
dass es sich um kirchliches (klösterliches) Lehen handelt. 
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10. M. G. Formulae S. 591, n. 36 und 3%. 

11. Vgl. Richter (Dove-Kahl) Lehrbuch des katholischen und 
evangelischen Kirchenrechts, 8. A., S. 1314; Rettberg, Kirchenge- 
schichte Deutschlands Il, 707 ff. 

12. Tradit. Wizenburg. S. 181 n. 193; vgl. Loening K.R. 
Il, 680. 

13. A. d’Herbomez, Cartulaire de l’abbaye de Gorze S. 1 ff. 
n. I in Mettensia Il. Memoires et documents publies par la 
societe nationale des antiquaires. Paris 1808. Pardessus II, 
397 ff. (Brequigny, Diplomata, chartae ete. Paris 1849). 

14. Vgl. Hochgürtel a. a. OÖ. S. 36. 

15. M. G. Formulae S. 235 f.; entstanden 769—775. 
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Es war nun wohl natürlich, dass die Kirche, welche 
so vieles Gut teils gezwungen, teils freiwillig — Pre- 
karien ‚de verbo nostro‘ und ‚spontanea voluntate (sc. 
factae)‘ werden im Kapitulare von Herstal unterschieden 
— verliehen hatte, eine Entschädigung dafür in An- 
spruch nahm. Und hierin wurde sie nun durch die 
weltliche Gewalt, den König, unterstützt, der durch sein 
Gebot wohl auch die früher so gewaltsam vollzogene 
Entziehung in gewissem Masse ausgleichen wollte. Vom 
entliehenen Kirchengute sollte nun also ausser dem 
eigentlichen Zehnten ein zweiter Zehnte, welcher nach 
Abzug des zehnten in dem neunten Teile bestand und 
deshalb der Neunte genannt wurde, geleistet werden.!6 
Aber als etwas tatsächlich in der Sache vollständig 
neues darf man, wie gesagt, die Einführung der Neunten 
nicht ansehen: Die Entrichtung eines Zehnten bei Land- 
leihe war bereits vorher bekannt und geübt; in dieser 
Allgemeinheit ist sie allerdings erst jetzt, und zwar für 
die Kirche, in staatlich-obligatorischer Weise eingeführt 
worden. Aber die Neunten behielten den Charakter 
einer im eigentlichen Sinne privatrechtlichen Einnahme- 
quelle der Kirche. 


Die im Kapitulare von Herstal 779 vorgeschriebene 
Entrichtung von Neunten und Zehnten scheint nun aber 
bei den Inhabern der Kirchenlehen auf erheblichen 
Widerstand gestossen zu sein. Wir finden weit mehr 
Beweisstücke für die Schwierigkeit, welche hier die 
Einbürgerung les neuen kirchlichen Rechtes machte, 
als bei der Einführung der allgemeinen Kirchenzehnten. 
Viel häufiger wird die Leistung von Neunten und Zehn- 
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16. Im ganzen also der fünfte Teil des Einkommens; vgl. 
Cone. Tullense Mansi XV, 539 ce. 13, unten S. 69. Roth, Bene- 
ficialwesen, S. 364. | 
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ten geboten und eingeschärft als die der einfachen 
Zehnten. Die Instruktionen der Königsboten enthalten 
sie fast stets unter den aufgetragenen Punkten, welche 
sie in ihren Sprengeln einzuschärfen haben. 


Ein Bild von der Entwicklung dieser doppelten Ab- 
gabe mag die folgende Uebersicht der hauptsächlich in 
Betracht kommenden Belegstellen bis in die Mitte des 
9. Jahrhunderts geben. Interessant ist, wie immer wieder 
hier der Staat für das Recht der Kirche eintrat. In 
einem Erlass von 78617 wendet sich Karl der Grosse 
selbst an Grafen, königliche Vasallen und Beamte in 
Italien, um in energischer Sprache ihr eigenmächtiges 
und gesetzwidriges Vorgehen gegenüber den Bischöfen 
zu tadeln; ausdrücklich erwähnt er darin die Hab- 
sucht nach den Neunten und Zehnten der Kirchen und 
bestimmt, dass wer von ihnen in Zukunft in der Abgabe 
der Neunten, Zehnten und Zinse und in Erneuerung der 
Prekarien sich nachlässig zeige, sich vor ihm selbst, 
dem Könige, zu verantworten haben solle. Ein Auf- 
trag für aquitanische missi von 789 beauftragt dieselben, 
für Entrichtung von Neunten und Zehnten vom Kirchen- 
gut sowie für die Erneuerung der Prekarien Sorge zu 
tragen.!® Das Kapitulare, welches auf der Frankfurter 
Synode des Jahres 794 erlassen wurde, gebietet eben- 
falls den kirchlichen Lehnsträgern die Leistung der Neun- 
. ten und Zehnten entsprechend den früheren Kapitu- 
larien des Königs.!? In der Gesetzgebung Karls des 
Grossen findet sich ferner die Aufforderung zur Leistung 
der Neunten und Zehnten von den Kirchenlehen in 
folgenden Kapitularien, die teils selbständig erlassen, 


17. M. G. Capit. 1, 203; vgl. M. R.? 282. 
18. M. G. Capit. 1, 65 c. 14. 
19. M. G. Capit. 1, 6 c. 25; M. G. Cone. Il, 168. 
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teils für die Königsboten bestimmt sind: Instruktion 
für die Königsboten in den Sprengeln 802;?0 eine an- 
dere Instruktion für die missi aus demselben Jahre ;?! 
Kapitulare von 808;?? Kapitulare von Aachen 809.23 
Von grösserer Bedeutung sind zwei Kapitel eines Ka- 
pitulare des Königs Pippin von Italien (806--810 er- 
lassen).?! In dem ersten ergeht der Befehl an alle 
Grafen und Getreuen des Kaisers und des Königs, 
welche Kirchengut zu Lehen haben, voll die Neunten 
und Zehnten zu entrichten, ohne jede Verminderung 
oder Verzögerung; in dem zweiten ist von Interesse die 
Hervorhebung, dass die Bischöfe es sind, welche die 
Neunten und Zehnten empfangen. Sie sollen sie des- 
halb für Herhaltung der Kirchen, Lichter und für den 
Unterhalt der Geistlichen verwenden. Von erheblicher 
Wichtigkeit ist hier ferner ein vor 814 erlassenes Ka- 
pitulare.?®° Zunächst erfolgt darin die gewöhnliche Ver- 
fügung : die Inhaber von Kirchenlehen sollen der Kirche, 
der sie angehören, den Neunten und Zehnten geben. 
Dann aber folgt ein Zusatz: et qui tale beneficium 
habent, ut al medietatem laborent, ut de eorum por- 
tione proprio presbytero decimas donent. Frohnarbeit 
befreite also von der Leistung des Neunten; wer sie 
leistete, brauchte nur die Zehnten dem eigenen Priester 
zu entrichten.” — Zu nennen sind hier ferner die Ka- 
pitel, welche ein königlicher missus in seinem Missat- 


20. M. G. Capit. 1, 101 e. 17. 

21. M. G. Capit. 1, 104 e. 56: vgl. M. R.? 391. 

22. M. G. Capit. 1, 140 ec. 7; vel. M. R? 455. 

23. M. G. Capit. 1, 150 e. 9. 

24. M. G. Capit. 1, 210 c. 6 u. ec. 7; vel. M. R.? 514. 

25. N. G. Capit. 1, 179 ec. 18, als ‚Capitula ecclesiastica‘ 


bezeichnet; vgl. M. R.? 487. 
26. Vgl. Hauck K. G. Il, 224 Anm. 3. 
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sprengel bekannt machte, unter welchen das zweite 
lautet: Leistung der Zehnten und Neunten und der 
schuldigen Dienste an die Kirchen, sicut lex est.?2” Die 
wiederholt erwähnten, vor 800 erlassenen Synodalbe- 
schlüsse mahnen zur Gabe der Neunten und Zehnten, 
wie es das Gebot des Königs ist, also gleichfalls unter 
Hinweis auf die Reichsgesetzgebung.?3 Die Mainzer 
Synode von 813 bringt ebenfalls die Aufforderung zur 
Entrichtung der Abgaben von den Kirchenlehen.?? Die 
Synode von Tours desselben Jahres beklagt sich, dass 
an vielen Orten Neunten und Zehnten von den Inhabern 
der Kirchenlehen entzogen würden. Beschwerde darüber 
bei den Königsboten habe bisher nur geringen oder gar 
keinen Erfolg gehabt.?" Sie wendet sich an den Kaiser 
“ mit der Bitte um seine Hilfe. 


In den Kapitularien der Nachfolger Karls des 
Grossen und in den späteren Synodalbeschlüssen ist 
im Unterschiede von der vorhergehenden Zeit vor 
allem die Bemerkung zu machen, dass sich die Verfü- 
gungen über Neunten und Zehnten fast stets an Be- 
schwerden über deren Nichtleistung anknüpften und 
für eine derartige Uebertretung der gesetzlichen Be- 
stimmungen die Strafen bestimmten. Die Uebelstände 
hatten sich auf diesem Gebiet seit der Zeit des grossen 
Kaisers wohl noch erheblich gesteigert. Allgemeine 
Anordnungen für die Leistung dieser Abgaben finden 
sich fast gar nicht mehr. Es ist hier wie bei den allge- 
meinen Kirchenzehnten und wie überhaupt in der ganzen 
Staatsorganisation ein Rückgang nicht zu verkennen. 


27. M. G. Capit. 1, 146 ce. 25; S0O3—813. 

»8. M. G. Capit. 1, 183 c. 12. 

“9. M. G. Cene. II, z71 c. 42; Mansi XIV, 74. 
30, Mansi, XIV, 90 c. 46. 
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Die Leistung der Neunten und Zehnten geschah nicht 
in der Weise, vor allem wohl entfernt nicht in dem 
Umfange, wie sie gesetzlich zu geschehen hatte. 

Nachdem ein Capitulare ecclesiastirum Verfügun- 
gen über Neunten und Zehnten zu treffen verschoben 
hatte,3! finden wir solche ausführlich in einem Kapi- 
tulare von 819.3? Zunächst wir] bestimmt, wovon. die 
Neunten und Zehnten zu entrichten sind. Sodann folgt 
die Strafbestimmung: Wer sie zu geben sich weigert, 
soll sie cum lege sua erstatten und ausserdem den 
Königsbann zahlen, im Wiederholungsfall soll er sein 
Lehen verlieren. Aus demselben Jahre datiert eine In- 
struktion für die Königsboten, in welcher ihnen u. a. be- 
fohlen wird, für die Entrichtung von Neunten und Zehn- 
ten nach des Kaisers Befehl zu sorgen.?” Wichtig er- 
scheint dann in der Admonitio ad omnes regni ordines,”* 
in welcher zuerst die Ablieferung der Neunten und Zehn- 
ten gemäss des Kaisers und seines Vaters Gesetzen 
angeordnet wird, die Gestattung der Ablösung derselben 
durch Geld, nach Uebereinkommen zwischen dem Bi- 
schof und dem Zahlungspflichtigen. Ein derartiger Ab- 
kauf ihrer Verpflichtungen war Jen kirchlichen Lehens- 
inhabern bisher nur für die Instandhaltung der kirch- 
lichen Baulichkeiten gestattet worden.?®” Das Kapitu- 
lare von Worms 829 gebietet die Eintreibung der Neun- 
ten und Zehnten eines Jahres cum lege sua von den- 
jenigen, welche dieselben seit vielen Jahren ganz oder 
teilweise zu geben vernachlässigt haben, und des Kö- 

31. N. G. Capit. 1, 277 ec. 14. 

32. M. G. Capit. 1, 28Tf. e. 5. 

33. M. G. Capit. 1, 289 c. 6. 

34. M. G. Capit. 1, 307 c. 23; nach M. R.? 798 einzureihen 
zur Reichsversammlung in Aachen, Aug. 825. 

35. M. G. Capit. 1, 287 ec. 5. 


a AR. ii 


nigsbannes gemäss dem früheren Kapitulare ;36 bei 
Wiederholung soll derartige Nachlässigkeit durch Ver- 
lust des Lehens geahndet werden.?? Aus einem anderen 
Kapitel desselben Kapitulare erfahren wir, dass manche 
die Bebauung des ihnen verliehenen Landes vernach- 
lässigten, um nicht Neunten und Zehnten davon zahlen 
zu müssen, und dafür fremdes Land zur Bebauung 
übernahmen. Sie sollen bestraft werden mit Zahlung 
dreijähriger Neunten und Zehnten cum lege sua; wenn 
sie sich widerspenstig zeigen, sollen sie vor das Königs- 
gericht geladen werden.?8 

Die Entfremdung von Kirchengut, welche um diese 
Zeit eingetreten ist, macht sich in späteren Quellen- 
stellen noch mehr bemerkbar. Die Inhaber der Kirchen- 
lehen suchten wohl zum Teil das Lehensverhältnis ab- 
zuschütteln oder allmählich in Vergessenheit zu brin- 
gen und sich der Zahlung von Neunten und Zehnten zu 
entziehen. Die Beschlüsse der Synoden von Meaux und 
Paris 845/46 bestimmen, dass die Inhaber von Kirchen- 
lehen, welche zur Abgabe von Neunten und Zehnten 
verpflichtet sind und die Leistung vernachlässigen, so- 
lange exkommuniziert werden sollen, bis sie ihrer 
Pflicht genügen. Im Wiederholungsfall soll nach der 
Exkommunikation mit ihnen nach dem Grundsatze ver- 
fahren werden ‚qui neglegit censum, perdat agrum‘, das 
heisst also, sie sollen ihres Lehens verlustig gehen.?? 


36. Vgl. S. 66. 
37. M. G. Capit. 2, 13 ec. 5. 
38. c. 10. 


39. M. G. Capit. 2, 413 ce. 62. Dieser Satz ist in ganz dem 
gleichen Zusammenhange gegen diejenigen, welche die Abgaben 
von den Kirchenlehen nicht entrichten, angewendet in der auf 
den Namen Karls d. Gr. gefälschten, zwischen 855 und 840 ent- 
standenen Urkunde für Le Mans, D. K. 265. 
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Bei einer Zusammenkunft zu Soissons 853 finden wir 
die Aufforderung wenigstens zur Entrichtung der Neun- 
ten und Zehnten von den Besitzungen, welche sich ‚certis 
indiciis‘ als kirchliche erweisen und verschiedener Not- 
wendigkeiten halber nicht ganz zurückerstattet werden 
können.?° Von grossem Interesse ist dann eine Instruk- 
tion, welche in einem Kapitulare bei derselben Gelegen- 
heit in Soissons den Königsboten gegeben wurde. Die 
Königsboten sollen sorgfältigst mit dem Bischof und 
den Vorstehern der Klöster in den einzelnen Parochien 
Untersuchungen über das Kirchengut anstellen, von 
welchem Neunten und Zehnten zu leisten sind 
und nicht geleistet werden; sie sollen für die Ab- 
lieferung (derselben durch die Inhaber Sorge tragen. 
Begründet scheinender Einspruch soll gebucht wer- 
den, und dann der kirchliche Besitzer und der Inhaber 
des Besitzes, welcher die Zahlung von Neunten und 
Zehnten weigert, zusammen mit den Königsboten zur 
Untersuchung und Entscheidung vor dem König er- 
scheinen.*! Zu einer ähnlichen Wirksamkeit erhalten 
die missi den Auftrag in dem Capitulare Silvacense 
Karls des Kahlen, 853 Nov. *? und wörtlich damit über- 
einstimmend elf Jahre später in dem Edictum Pistense :*? 
Sie und die Grafen sollen Untersuchungen vornehmen 
gegen die Uebertreter göttlicher und königlicher Ge- 
setze, u. a. auch gegen (diejenigen, welche von den 
Kirchenlehen den Zins — hier nur als censa bezeich- 
net — zu leisten sich weigern. Mit den „stattgehabten 
Erwägungen‘ sind in dem Capitulare missorum Sil- 
vacense wohl die Beratungen und Beschlüsse gemeint, 

40. M. G. Capit. 2, 266 e. 8. 

41. M. G. Capit. 2, 268 ec. 6. 

42. M. G. Capit. 2, 272 e. 2. 

43. M. G. Capit. 2, 312 ec. 2. 864. 


— 69 — 


welche zwischen Lothar I. und Karl dem Kahlen ge- 
legentlich ihrer Zusammenkunft bei Valenciennes im 
Nov. 853 gefasst worden waren; als Gegenstand der- 
selben sind auch die Neunten und Zehnten genannt.** 
In der Synode von Valence 855 wird aufgefordert zur 
Entrichtung der Neunten und Zehnten von den fisci 
und villae, welche einst von Gläubigen an die Kirche 
geschenkt, ihr jetzt entfremdet und in weltlicher Gewalt 
sind. Die, welche sie zurückbehalten, sollen als Kir- 
chenräuber von der Gemeinschaft der Kirche ausge- 
schlossen werden.” Aus dem Jahre 857 ist eine Be- 
kanntmachung erhalten, welche ein Königsbote Karls 
des Kahlen gemäss den Instruktionen, welche ihm im 
Anschluss an die Reichsversammlung zu Quiersy zu- 
gegangen waren, erliess. Er mahnt vor allem an die 
Pflichten gegenüber der Kirche; zur Entrichtung der 
Neunten und Zehnten, Ehrung der Priester etc. Die 
Uebertreter sollen ‚anathematis vindicta, comilis distric- 
tione et banni regalis exactione‘ bestraft werden.15 Von 
Interesse ist sodann das 13. Kapitel der Synode von 
Toul von 859: wenigstens Neunten und Zehnten sollen 
von den kirchlichen Lehensträgern an die Kirchen ent- 
richtet werden. Denn wenn vom Eigengut der Zehnte 
geleistet werde, so verlange man von ihnen mit Recht 
die Entrichtung des fünften Teiles.” Die dem Ge- 
bot nicht Folge leisten, soll die gesetzliche Strafe tref- 
fen. Die Synode verbietet Entfremdungen des Kirchen- 
gutes in Zukunft; das in letzter Zeit Entrissene soll 
zurückgegeben werden.!3 Ein Capitulare Tusiacense von 


44. M. G. Capit. 2, 75 c. 2. 
45. Mansi XV, 8 c. 10. 

46. M. G. Capit. 2, 292 e. 1. 
47. Vgl. oben S. 62, Anm. 16. 
48. Mansi XV, 539 c. 13. 
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865, für Burgund bestimmt, schreibt nur vor, dass die 
missi betreffs der Neunten und Zehnten entsprechend 
älteren Kapitularien verfahren sollen.*? In den Capitula 
Pistensia von 869 endlich ist gesagt, dass die Bischöfe 
die Neunten und Zehnten ohne jeden Widerspruch 
empfangen sollen.5® 

Dass aber eben der Widerspruch gegen die Ent- 
richtung dieses Lehenzinses im Frankenreiche in die- 
ser Zeit ein starker gewesen sein muss, ist wohl aus 
fast allen der zuletzt angeführten Stellen mit Gewiss- 
heit zu entnehmen. Die Kirche ist mit ihrem verliehe- 
nen Gute damals sicherlich in keiner günstigen Lage 
gewesen. Vielfach ist ihr der Besitz wohl nicht nur 
entfremdet worden, sondern völlig und dauernd ver- 
loren gegangen. | 


49. M. G. Capit. 2, 331 c. 10. 
50. M. G. Capit. 2, 332 c. 12. 


Fünftes Kapitel. 


Die Zehnten in den Königsurkunden. Zehntstreite. 

Die Urkunden merovingischer Könige, welche Kir- 
chenzehnten betreffen oder sie erwähnen, sind, soweit 
ich sehe, sämtlich Fälschungen. Es ist dies kaum 
anders zu erwarten, da wir auch sonst aus unseren übri- 
gen Quellen, wie bereits ausführlich dargelegt wurde, 
in Merovingerzeit den Zehnt als eigentlichen Kirchen- 
zehnten nicht kennen. Die Urkunde, welche um die 
Mitte des 7. Jahrhunderts Sigibert II. dem Bistum 
Speier verlieh,? bildet hier keine Ausnahme. Denn es 
handelt sich in ihr nicht um Kirchenzehnten, sondern 
um eine private Verleihung des Königs, welcher der 
Kirche von Speier alle Zehnten von den Einkünften 
des königlichen Fiskus im Gau von Speier zum Ge- 
schenk macht. Derartige Schenkungen von Fiskalzehn- 
ten finden sich auch später nicht selten und dürfen 
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1. Pardessus Il, 57 Urk. Dagoberts I. für S. Denis, 637 
(Kirche mit Zehnten); II, 80 Urk. Chlodovechs Il. für S. Denis 
644 (Kirche, Villen, Zehnten); Il, 361 Urk. Teuderichs IV. 730 
(decimae in der Pertinenzformel); ebenso ist die Urkunde des 
Papstes Johann VI. für S. Moutier an Der, 702, eine Fälschung 
(a. a. O. II, 260, J. E. 2141). (Vgl. zu dieser Hochgürtel, S. 35, 
Anm. 1, welcher sie für „unzweifelhaft echt“ ansieht, während 
Loening, II, 679 Anm. 3 sie mit Recht als „unzweifelhaft falsch“ 
bezeichnet). 

2. Vgl. oben S. 17. 

3. M. G. D. D. Merov. 24 n. 24. 
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nicht mit den eigentlichen kirchlichen Zehnten ver- 
wechselt und vermischt werden.” Kaum etwas anderes 
liegt vor in den Zehnturkunden für Utrecht, auf welche 
wir gleich eingehender zurückkommen.? Auch eine Ur- 
kunde für Würzburg, deren Ursprung und erste Ausferti- 
gung nach der Bestätigung durch König Arnulf von 889 
in die Hausmeierzeit Pippins und Karlmanns fällt, ent- 
hält eine reiche Zehntschenkung: Dem neuen Bistum 
werden die Zehnten des Bodenerträgnisses von 26 kö- 
niglichen Fiskalgütern im Worms- und Maingau ver- 
liehen.® Auch hier darf man bei der ersten Schenkung 
noch nicht von vornherein an eine Verleihung kirch- 
licher Zehnten denken. Durch einen einzelnen und per- 
sönlichen Akt geschah die Ausstattung des Bistums, 
für welches man die zur Fortbildung und zum Gedeihen 
notwendigen Bezüge aus den Königshöfen entnahm. 
In etwas späterer Zeit sind dann vielleicht mit der Ein- 
führung der allgemeinen Kirchenzehnten diese ursprüng- 
lichen Fiskalzehnten (Zehnten von Fiskalgut) in jenen 
aufgegangen. 

Das beste Urteil über die Zehnturkunden Pippins 
und Karls des Grossen dürfte zu gewinnen sein, wenn 
man die folgende Liste derselben durchgeht. (Vgl. S. 74 
und 75.) . 
| Die Liste ist sicherlich nicht uninteressant. Fast 
reiht sich Fälschung an Fälschung. — Den Bischöfen 
stand, wie oben gesagt wurde,” innerhalb ihrer Diözese 
das Zehntrecht als selbstverständlich zu. Deshalb darf 
es nicht Wunder nehmen, wenn — mit Ausnahme der 
Urkunden für Utrecht, die aber eine Sonderstellung 
. Vgl. S. 73 f. 

. M. R? 1837 (1788). 
. Vgl. Hauck, K. G. Il, 5. 
. Vgl. oben S. 40. 
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einnehmen, und der Urkunden für Le Mans, welche 
tendenziöse Fälschungen, auch inhaltlich ja keine eigent- 
lichen Zehnturkunden sind, sowie der drei gleichfalls 
unechten Urkunden für Verden und Bremen — die Bis- 
tümer in unserer Reihe ganz fehlen. Ausdrückliche Zu- 
weisung der kirchlichen Zehnten für die Bistümer er- 
folgte in den Urkunden erst unter Otto I., als über- 
haupt der technische Aufbau der Urkunden ein ganz 
anderer wurde, wie in der vorhergehenden Zeit. Sie 
enthalten dann die Zuerkennung der Zehnten ebenso 
regelmässig wie (die feste Umschreibung der Bistums- 
grenzen und sind in dieser veränderten Gestalt die 
Muster geworden zu den Fälschungen auf den Namen 
. Karls des Grossen für die sächsischen Bistümer. 

Die Zehnturkunde Pippins, welche 753 für das Bis- 
tum Utrecht ausgestellt wurde, ist zusammen mit der 
Zehnturkunde Karls des Grossen für: Utrecht von 769 
zu besprechen, deren fast wörtliche Vorlage sie ist. 
Beider Urkunden Echtheit ist nicht zu bezweifeln. Sie 
weisen sich aus als Bestätigungen gleich'autender Ur- 
kunden Pippins — 'unter dem wohl der „mittlere‘‘, nicht 
der „ältere‘‘ gemeint sein muss,® Karl Martels und Karl- 
manns. Der Inhalt dieser Zehntschenkung deckt sich 
nicht mit dem, was der spätere Kirchenzehnte gewöhn- 
lich enthält.? Pippin von Heristal beabsichtigte wohl, 

8. Vgl. M. R? 132. 

9. Es heisst in D.K. 4 (753): Ideoque et quod Pippinus rex 
Francorum ad ipsa casa Dei concessit vel ad illo episcopatu, ut 
omnem decimam deterra seu de maneipia aut 
detheloneo veldenegotia aut undecumque ad 
partibus fisci census sperare videbatur, sicut 
diximus, omnia decima partem ad ipsa casa dei sancti Martini, 
quem domnus Bonefacius archiepiscopus custos preesse videtur, 
concessimus vel confirmanus in luminaribus sen in stipendiis 
monachorum vel canonicorum, qui ibidem gentiles ad 
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das vornehmlich als Missionsbistum gedachte Utrecht 
unter Erzbischof Willibrord möglichst reichlich auszu- 
statten, zumal die Einkünfte dort an sich damals wohl 
sehr gering gewesen sein mögen.!! Der Zweck der 
Heidenbekehrung durch die Mönche und Kanoniker 
und der Unterweisung der Bekehrten im Christentum 
wird auch in der Urkunde ausdrücklich ausgesprochen.!1 
Die Fortschritte in der Bekehrung der Friesen sind bis 
zu den Zeiten des Königs Pippin und des Bonifaz 
noch nicht allzu grosse gewesen. So folgten dann die 
Bestätigungen von 753 und 769. 


Weit mehr müssen uns nun die in so grosser An- 
zahl vorhandenen Urkunden für Klöster beschäftigen. 
Zunächst muss betont werden, dass einem Kloster weder 
auf seinen eigenen Besitzungen noch in weiteren Pa- 
rochien ein Recht auf Zehnten an sich zustand, eine 
Tatsache, welche aus der festgestellten alleinigen Be- 
rechtigung der Bischöfe folgt. Zeugnis dafür ist uns 
nun auch, dass sämtliche Zehnturkunden, welche unter 
Karl dem Grossen für Klöster angeblich ausgestellt sind, 
sich als Fälschungen erweisen — sie können uns des- 
halb auch nur als Quellen für :die Verhältnisse in ihrer 
Entstehungszeit dienen —, mit den Ausnahmen mehrerer 
Urkunden für Hersfeld und einer für Fulda. Auf diese 


m 


christianitatem convertuntet domini miseri- 
cordiaipsos conversosquem habent doceant, 
iuxta quod alii christiani eorum christianitatem conservant, et in 
eorum praeceptiones continere videntur. 

10. Die Vermögensverhältnisse des Utrechter Kapitels waren 
noch um 1200 recht bescheidene; vgl. Muller, der Haushalt des 
Utrechter Domkapitels um das Jahr 1200, in Westdt. Zs. 22 Bd. 
(1903). 

11. Vgl. Hauck K. G. I, 423. 
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besonderen Fälle haben wir nun in ausführlicherer Weise 
einzugehen. 


Die diplomatische Untersuchung über die acht für 
Hersfeld ausgestellten Urkunden, welche hier zuerst 
erörtert werden sollen, ist wohl als abgeschlossen an- 
zusehen,!? und zwar sind drei von ihnen als Fälschun- 
gen erwiesen, während bei den übrigen fünf die Echt- 
heit feststeht.? Von den Fälschungen sind DK 237 
und DK 241 um die Mitte des 11. Jahrhunderts in dem 
Zehntstreit mit Mainz, DK 229 zu Anfang des 12. Jahr- 
hunderts im Zehntstreit mit Halberstadt entstanden. 
Alle drei sind gefertigt auf Grundlage echter Urkun- 
den Karls des Grossen für Hersfeld! und bedeuten 
eine Erweiterung der Besitz- und Zehntrechte des Klos- 
ters gegenüber dem damaligen tatsächlichen Besitzstand. 
Sie kommen als Quelle für das Zehntrecht unter den 
Karolingern nicht in Betracht. Dagegen müssen uns 
die fünf echten Hersfelder Urkunden (DK 103, DK 104, 
DK105, DK121, DK129), welche hier wohl als eine 
Gruppe behandelt werden dürfen, von besonderer Wich- 
tigkeit sein, da sie, wie gesagt, unter den Zehnturkunden 
Karls (des Grossen eine Ausnahmestellung einnehmen, 
indem sie, wenn ich von DK215 für Fulda zunächst 
absehe, überhaupt die einzigen unzweifelhaft echten 
Zehnturkunden Karls des Grossen, welche für Klöster 
ausgestellt wurden, sind, während sonst das ausschliess- 


— mn m m 


12. Vgl., bes. zu den Fälschungen, die kritischen Bemer- 
kungen in den Regesten Mühlbachers; dort auch die Litteratur- 
angaben. 

13. Die echte Urkunde D. K. 90 (M. R> 177) ist nicht als 
eigentliche Zehntschenkung aufzufassen. 

14. Die beiden ersten nach D. K. 153, die dritte nach D. 
K. 129. 
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liche Zehntrecht der Bischöfe feststeht. Welche Er- 
klärung haben wir für diese Ausnahme ? 


Zunächst ist die Bemerkung Ausfelds in Betracht 
zu ziehen, dass die Zehntvergabungen Karls des 
Grossen für Hersfeld sich auf fiskalische Güter be- 
zogen, über deren Zehntleistung dem Könige die Ver- 
fügung zustand, die er nach Belieben auch einem Kloster 
verleihen konnte, ohne dass ein Bischof oder Erzbi- 
schof Einspruch Jagegen erheben oder später eigene 
Ansprüche gelten] machen konnte.!5 Tatsächlich waren 
es in diesen Fällen fast lediglich die Zehnten, nicht auch 
Besitz, welche dem Kloster geschenkt wurden, wäh- 
rend Ausfeld wohl mit Recht die späteren Zehntan- 
sprüche des Mainzer Erzbischofs allein auf die zahl- 
reichen eigenen Besitzungen Hersfelds in Thüringen 
bezieht.!% Bemerkenswert ist hier vielleicht daneben 
auch, dass in DK121 dem Kloster direkt Anteile an 
Fiskalzehnten, die also vorher schon als solche be- 
standen haben müssen, zugestanden wurden.!? 


Ausser dieser wohl immerhin beachtenswerten Be- 
ınerkung ist sodann aber ganz besonders darauf hin- 
zuweisen — worauf ich schon bei Jer Besprechung der 
Utrechter Zehnturkunden deutete — dass wir es hier 
mit einem Kloster in einem Lande zu tun haben, dessen 
kirchliche Organisation noch weit zurückstand, eigent- 
lich erst vor ganz kurzer Zeit begonnen worden war. 


15. Vgl. Ausfeld a. a. OÖ. S. 29. 

16. S. 30. ' 

17. Hochgürtel, S. 34 geht aber zu weit, wenn er dies offen- 
bar für alle genannten Hersfelder Urkunden annimmt und in 
diesen Zehnten sämtlich schon vorher bestehende privatrechtliche 
Abgaben sieht. Bei der Mehızahi ist doch wohl, namentlich in 
diesem Gebiete, an eine ganz neue Bestimmung in rein kirch- 
ichem Sinne zu denken. > 
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Die Gründung der Klöster in Westfalen, Thüringen und 
Sachsen geschah wohl ursprünglich — als man daran 
ging, das Land zu christianisieren — in der Haupt- 
sache zu Zwecken der Mission.!8 Wie es in jener Ut- 
rechter Urkunde ausgesprochen war, so sollten sich 
wohl auch in Hersfeld die Mönche zunächst vornehm- 
lich der Missionstätigkeit widmen. Besonders die Schen- 
kung der Zehnten in den Grafschaften des Hessengaues 
weist auf eine derartige Bestimmung hin.!? Die defi- 
nitive kirchliche Organisation ‚dieser Gebiete setzt ja 
überhaupt erst erheblich später ein. So lässt sich wohl 
in dem erst neu gewonnenen Gebiete aus diesen Grün- 
den die Ausstattung Hersfelds mit Zehnten erklären. 

Endlich darf man meines Erachtens hierbei auch 
die Stellung nicht ganz ausser Acht lassen, welche 
Hersfeld in der ersten Zeit seines Bestehens einnahm ; 
es war von Lull von Mainz im bewussten Gegensatz zu 
Fulda als ein bischöfliches Kloster, ein „Trutz-Fulda‘‘, 
gegründet worden.?? Lull selbst war Abt von Hersfeld, 
wie es auch sein Nachfolger auf dem Mainzer Stuhl 
Riculf gewesen ist; zu seinen Gunsten erfolgte die reich2 
Ausstattung des Klosters durch Karl den Grossen. Man 
mag wohl zuerst an eine dauernde Verbindung Hers- 
felds, das in dem Privileg von 775 Jan. 5 so fest dem 
Mainzer Bistum eingegliedert war,?! mit Mainz gedacht 
oder vielmehr eine Trennung der beiden kirchlichen . 
Stiftungen nicht berücksichtigt oder vorausgesehen ha- 
ben. Darauf weist auch in der dispositio der ersten 
Zehnturkunde (DK103) das vir Lollo episcopus et 

18. Vgl. Hauck, K. G. Il, 377f. über die Missionstätigkeit 
von Fulda, Amorbach, Hersfeld und Corbie. 

19. Vgl. Hauck, K. G. Il, 365, Anm. 3 (S. 366); D. K. 129. 

20. Hauck, K. G. Il, 58. | 

21. D.K. 59, M. R’ 170. Vgl. Hauck a. a. O. Anm. 3. 
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successores sui (wozu allerdings in den übrigen Zehnt- 
urkunden der Zusatz tritt ‚quicumque fuerint rectores 
eiusdem sancti loci‘ oder eine ähnliche, sachlich ent- 
sprechende Fassung). Lull wird in diesen Urkunden 
stets als episcopus bezeichnet, als Abt von Hersfeld 
nur in der narratio von DK104 und DK105. Alle 
diese Urkunden, besonders aber das schon genannte 
erste Privileg für Hersfeld, beweisen das sehr enge 
Verhältnis zwischen Mainz und Hersfeld in dieser Zeit, 
und so glaube ich vielleicht nicht zu irren, wenn ich 
dieser damals so nahen Verbindung von Bistum und 
Kloster in der Erklärung der Zehnturkunden Hersfelds 
und zur Begründung seiner Zehntrechte gleichfalls 
einigen Wert beilege. 

Die Bestätigung des Papstprivilegs des Zacharias 
für Fulda durch Pippin, von welcher bei der Erörterung 
der Fuldaer Zehnturkunden auszugehen ist, ist in 
neuester Zeit bestimmt als Fälschung erwiesen.?? Sie 
ist wohl unter Abt Ratgar zu Anfang des 9. Jahrhun- 
derts entstanden und 809 bis 812 der königlichen Kanz- 
lei bereits zur Bestätigung vorgelegt worden, welche 
dann in DK 215 erfolgte.?® Die Bestätigung des Kloster- 
besitzes mit den Schenkungen und Zehnten der Gläubi- 
gen ist aus Jer verunechteten in Fulda selbst entstan- 
denen Fassung des Zachariasprivilegs übernommen, in 
welcher gerade diese Stelle über den Besitzstand und 
die Zehntbezüge interpoliert ist. Der Rechtsinhalt der 
echten Fassung des päpstlichen Privilegs für Fulda be- 
steht lediglich in der Exemtion des Klosters.”* Die 


22. Vgl. hierzu und zum folgenden besonders Tangl, Die 
Fuldaer Privilegienfrage, M. J. Oe. G. 20, 193—252. 

23. Tangl, S. 249. 

24, Tangl, S. 215. 
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in der weiteren Fassung für echt ansah und die Pippin- 
urkunde nicht beanstandete, dass den hier erscheinen- 
den ‚decimae fidelium‘ keine andere Bedeutung bei- 
zumessen sei als den ‚oblationes‘ und ‚dona‘, dass sie 
also nur die Bedeutung von freiwilligen Zehnten haben 
und die Bestimmung keine rechtlich bindende Vor- 
schrift sei,2? ist wohl kaum annehmbar, namentlich wenn 
man die tatsächliche Entstehungszeit der Fälschungen 
mit in Betracht zieht. 

Die beiden nun zu behandelnden Urkunden, welche 
für die Zehntfrage in Fulda in Betracht kommen, sind 
DK279 (M. R 448 [438]) und DK 215 (M.R 449 [439)]). 

Ich schicke die in ihneı enthaltenen Stellen für die 
Zehnten voran und will dann versuchen, den Cha- 
rakter der beiden Urkunden, ihr Verhältnis zu einander 
und zu anderen mit ihnen zusammenhängenden Königs- 
urkunden für Fulda zu besprechen, um endlich zuletzt 
ein Urteil über ihre zehntrechtliche Bedeutung zu ge- 
ben.26 | | | 


DK279 (810 April 22) verleiht dem Kloster Fulda 
die Zehnten von seinen Villen, auch von den darauf an- 
sässigen Hörigen und Colonen. Die dispositio lautet: 
praeceptum visi fuimus concessisse, ut de villis aecle- 
siae domini Bonefatii, servis etiam et colonis 
in illis manentibus, quas moderno tempore ha- 
bere videtur vel quae deinceps in iure ipsius sancti loci 
divina pietas voluerit amplificare, habeat praedictus ab- 
bas successoresque eius potestatem decimas accipien- 
das propter aedificia perficienda vel restauranda lu- 


25.2.2. 0.S. 17. 
26. Die Urkunden sollen hier ganz unabhängig von den 
Zehntstreitigkeiten, in welchen sie später eine Rolle spielten, be- 
irachtet werden, 
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minariaque eclesiarım renovanda et ut nobis fidelibus- 
que nostris, pauperibusque et peregrinis tempore sus- 
cepcionis usus necessarios possint praebere, secundum 
id quod sancte regulae propositum adque mandatum 
iubet monachos in susceptione hospitum pauperumque 
omni hora semper esse paratos. 


DK215 (nach der Rekognition einreihbar zu 811) 
ist eine Bestätigung des Besitzes mit den Zehnten für 
Fulda nach dem Exemtionsprivileg des Papstes Zacha- 
rias. Hier lautet die Verfügung über die Zehnten: con- 
firmamus decretum, ut supradictum monasterium rec- 
toresque illius locis et rebus, quas nunc habent vel 
deinceps deo donante habituri sunt ex donis oblati- 
onibusque fidelium, absque ullius persone contradic- 
tione firma stabilitate perfruantur, ita tamen ut Je- 
cime ad ecclesias, quas in propriis locis et villis possi- 
dent, a servis suis tantum et colonis persolvantur, quia 
susceptio hospitum et peregrinorum semper apud eos 
indesinenter habetur. 


Von den zeitlich folgenden Zehnturkunden bezw. 
-bestätigungen für Fulda zeigt die Urkunde Ludwigs 
des Frommen (M.R? 1004) aus dem Jahre 840 in der 
Zehntstelle den Wortlaut von DK215; die beiden fol- 
genden Bestätigungen Ludwigs des Deutschen (M.R 
1468) und Ludwigs III. (M.R 1526) dagegen den von 
DK279. Diese drei Bestätigungen sind unzweifelhaft: 
echte Urkunden. 


Sowohl über die Originalität, wie über den Rechts- 
inhalt unserer beiden Urkunden gehen die Meinungen 
in der Literatur weit auseinander. Seien hier zunächst 


die vier wichtigsten vertretenen Ansichten vorausge- 
schickt. 
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Ausfeld nimmt in seiner Arbeit DK 215 für echt ;?7 
DK 279 für eine Fälschung mit nur DK.215 als Vorlage, 
aus welcher der Fälscher eine „günstigere Lesart‘“ her- 
gestellt habe. Diese sei dann 875 von Ludwig dem 
Deutschen bestätigt worden. Die Lesart ‚servis etiam 
et colonis‘ hält er also für günstiger, auch rechtshisto- 
risch für eine spätere Zeit wahrscheinlicher. Die an- 
dere Stelle ‚a servis suis tantum et colonis etc.‘ erklärt 
er, ohne den Nachsatz mit quia und die Einleitung mit 
ita tamen zu beachten, so, dass auf den Besitzungen von 
Fulda nur von Unfreien und Colonen der Zehnte ge- 
geben werden soll und zwar an die Kirchen, welche 
innerhalb dieser Besitzungen liegen. Dagegen gab dann 
die Fälschung DK279 das Recht, ganz allgemein den 
Zehnten auf den zu Fulda gehörigen Gütern einzuziehen, 
auch von Unfreien und Colonen, und sie wurde dann 
durch Ludwig den Deutschen bestätigt. 

Hauck?8 hält beide in Frage stehenden Urkunden 
für echt und löst in scharfsinniger Weise den Wider- 
spruch, welchen Ausfeld zwischen beiden fand, indem 
er die Zehntenstelle in DK215 folgendermassen deu- 
tet: nicht: les sollen Zehnten überhaupt nur von Knechten 
ten und Colonen erhoben werden, sondern: „nur von 
ihnen für die Ortskirchen, weil die übrigen Zehnten 
dem Kloster verbleiben, das sie für den Dienst der 
Fremden bedarf;“ so dass hierin eine Ausführungs- 
bestimmung der in DK279 getroffenen Verfügung zu 
erblicken wäre. . 


Tangl?? erkennt in DK279 eine zweifellose Fäl- 
schung; aber auf Grund der Vorlage einer echten 
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27. a.a. 0.5. 19 ff. 
28. K. G. Ill, 731, Anm. 1. 
29. a.a. OÖ. S. 241ff. 
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Zehnturkunde für Abt Baugulf, die sich mit der Fäl- 
schung vollinhaltlich deckte, aber entweder als ein be- 
schädigtes Original oder als eine undatierte Copie dem 
Fälscher vorlag, der sie deshalb nachzeichnete, sie mit 
einer Datierung und Rekognition aus Abt Ratgars Amts- 
zeit versah und daher auch aus dem Namen Baugulf 
den Ratgars machte.?° So fand sie dann die Bestätigung 
durch Ludwig den Deutschen. Sachlich hat, wie ge- 
sagt, Tangl gegen diese Urkunde keine Bedenken: „es 
wird dem Kloster ganz sinngemäss zugestanden der 
Zehentbezug von seinen Höfen und den auf diesen be- 
findlichen Hintersassen.‘‘ Jene verlorene echte Ur- 
kunde diente dann als Vorlage für die ebenfalls echte 
Urkunde DK215 — wenigstens in diesem Satze über 
die Zehnten —, welche sie aber ungeschickt benützte, 
wodurch dann die verderbte und unverständliche Fas- 
sung der Zehntstelle in dieser Urkunde entstand. 
Mühlbachers Meinung über die beiden Urkunden 
führe ich so an, wie er sie in der neuen Ausgabe der 
Karolinger-Diplome zum Ausdruck bringt. Es sei be- 
merkt, dass seine früheren Anschauungen, wie er sie 
in den Regesten ausspricht — namentlich in der ersten 
Auflage derselben — wesentlich andere waren. — Er 
hält DK 279 auch inhaltlich für eine Fälschung, mit der 
Fuldaer Immunität als Vorlage für den ersten Teil; we- 
sentlich aus rechtshistorischen Gründen, weil sich aus 
der Zeit Karls des Grossen keine allgemeine Zehnten- 
schenkung oder -bestätigung nachweisen lässt und be- 
sonders auch wegen des „sinnstörenden Einschiebsels“ 
 servis etiam et colonis in illis manentibus. Aber auch 
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30. Aus dem übrig gebliebenen Königstitel auch noch den 
Kaisertitel Karls d. Gr. herzustellen, blieb Schannat vorbehalten; 
allerdings gab er ihm auch nicht die völlig korrekte Fassung. 


dem Passus über die Zehnten in der anderen Urkunde 
(DK 215), die auch er sonst für echt und inhaltlich be- 
glaubigt erklärt, bringt er Bedenken entgegen, da er 
„eine Ueberwälzung der ausschliesslichen Zehnten- 
leistung an die Ortskirchen bedeutet‘, und sieht darin 
mehr als Verderbung einer Vorlage. Nach dem Regest, 
das er in der Diplomata-Ausgabe gibt: „Karl der 
Grosse bestätigt dem Kloster Fulda den Besitz mit den 
Zehnten von seinen Hörigen und Kolonen,‘“ scheint er 
hinsichtlich der Deutung der fraglichen Stelle die Auf- 
fassung Ausfelds zu teilen. | 

Von jeder der aufgeführten Ansichten muss ich 
einiges annehmen, anderes ablehnen, um zu einer nach 
meinem Ermessen richtigen Lösung der Frage zu ge- 
langen. 

Zunächst erscheint mir hinsichtlich der diplomati- 
schen Seite der Kontroverse die Auffassung Tangls als 
die richtige. Es existierte eine echte Zehnturkunde für 
Abt Baugulf (780-802) aus der Königszeit Karls des 
Grossen, wie der Titel beweist, mit einer allgemeinen 
Schenkung der Zehnten von den Villen des Klosters. 
Jedoch möchte ich nicht annehmen, dass in ihr die 
mir auch aus grammatischen Bedenken als Einschub 
erscheinende Stelle ‚servis etiam et colonisin 
illis manentibus‘ enthalten war; allerdings nicht 
aus den Gründen, die Ausfeld anführt,?1 dass wir von 
Belastung der Unfreien mit Zehntleistung in dieser Zeit 
nichts wissen, und dass sie wohl wegen Ermangelung 
des Grundbesitzes von dieser Abgabe frei gewesen wä- 
ren. Das einzige Beispiel, das er dafür aus der Capitt- 
latio de partibus Saxoniae anführt, ist doch wohl nicht 
stichhaltig. Nach den wiederholten gleichzeitigen ge- 


3l. a.a. ©. S. 20, Anm. 1. 


— 86 — 


setzlichen Bestimmungen, dass ein Jeder den Zehnten 
zu leisten habe, lässt sich nicht ersehen, weshalb die 
servi und die coloni hier einze Ausnahme gebildet haben 
sollten, und gerade deshalb halte ich jenen Satz, welcher 
eine in der allgemeinen Zehntschenkung bereits als 
selbstverständlich enthaltene Bestimmung für die servi 
et coloni wiederholt, in diesem Zusammenhange wie 
Mühlbacher für ein „sinnloses Einschiebsel“. 

Auf das Vorhandensein einer echten Zehnturkunde 
für Abt Baugulf deutet auch, wie Tang] ebenfalls nach- 
wies, die in Bodmanns „Rheingauischen Altertümern‘“ 
gedruckte,3? nach 840 entstandene Aufzeichnung — sie 
ist übrigens eine unzweifelhafte Fälschung —, welche 
eine Urkunde Baugulfs nennt und in ähnlichem Wort- 
laut wie DK 279 aus ihr zitiert. 

Für die Urkunde DK 215, wohl 811 für Abt Ratgar 
gegeben, kann ich eine Verderbung oder Verfälschung 
nicht anerkennen; ich übernehme für die entscheidende 
Stelle vollständig die oben angeführte Deutung Haucks: 
Die Ortskirchen erhalten die Zehnten von den Hörigen 
und Colonen, das Kloster die übrigen. Ich sehe in 
ihr eine Einschränkung der ersten Zehntschenkung für 
Baugulf, wie ja der Inhalt auch in dem anderen Haupt- 
moment, der Exemtionsfrage, gegenüber dem Privileg 
des Papstes Zacharias eine wesentliche Einschränkung 
erfuhr? Die ganze Urkunde ist keineswegs dem 
Kloster günstig gehalten, was ja, wie auch Tangl und 
Ausfeld betonen, wesentlich mit für ihre Echtheit spricht. 
Die Zehntverfügung erfolgt erst allgemein — im Wort- 
laut des vorher besprochenen,?! hierin also schon be- 


32. Mainz 1819, S. 872; Tangl. S. 246 f. 
33. Tangl, S. 244. 
34. Vgl. oben S. 80. 
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stätigten Pippinschen Privilegs —, und dann wird durch 
ita tamen eine neue Verfügung eingeleitet, durch welche 
dem Kloster selbst tatsächlich die Zehnten von den 
Hörigen und Colonen — von denen meines Erach- 
tens hier zum ersten Male in echten Fuldaer Urkunden 
die Rede ist — genommen und den Ortskirchen in sei- 
nem Bereiche gegeben werden, während dem Kloster 
nur die übrigen zum Zweck der Aufnahme von Fremden 
und Gästen verbleiben. In der Baugulfurkunde war von- 
den Ortskirchen nicht die Rede, sondern es heisst nur: 
habeat praedictus abbas successoresque eius potesta- 
tem decimas accipiendas, worauf dann die Bestimmun- 
gen über die Verwendung der Zehnten folgen. 


In dieser Form ist die Urkunde DK215 dann im 
Jahre 840 von Ludwig dem Frommen bestätigt worden. 
Zweifellos ist es doch auffallend, dass die Urkunde 
Ludwigs des Deutschen von 875 eine andere Fassung 
zeigt, dass sie jene Urkunde nicht einfach wiederum 
bestätigte. Ich meine nun, dass der Fälscher, welcher 
wohl in der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts die echte 
Baugulfurkunde nachzeichnete,?® indem er die Aende- 
rungen des Abtnamens und der Datierung vornahm, 
auch das ‚servis etiam et colonis in illis manentibus‘ 
einfügte, das nun erst, da tatsächlich diese Zehnten 
dem Kloster selbst seit 811 nicht zuflossen, Bedeu- 
tung gewann, und dass hierin zugleich die eigentliche 
Tendenz der Fälschung DK279 lag. So wurde sie 
dann von Ludwig dem Deutschen und Ludwig Ill. be- 
stätigt: Dem Kloster fielen nun wieder alle Zehnten zu. 
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35. Dass es sich um Nachzeichnung, nicht um Verfälschung 
derselben Urkunde handelt, weist Tangl a. a. O. S. 246 nach, 
indem die Aenderungen von gleicher Hand wie der Text her- 
rühren. 
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Um endlich die zehntrechtliche Bedeutung dieser 
Fuldaer Urkunden, vor allem der so allgemein gehalte- 
nen verlorenen Baugulfurkunde, zu erläutern, muss ge- 
sagt werden, dass sie in der Tat für die Zeit Karls des 
Grossen eine Ausnahme bilden. Wir haben hier den 
einzigen Fall einer Befreiung vom Bistumszehnten. 
Denn einer solchen steht die allgemeine Verleihung 
der Zehnterhebung auf den Eigengütern des Klosters 
gleich.3° Die Urkunden für Hersfeld geben nur das 
Zehntrecht von ausserhalb des Klostergebiets liegenden, 
besonders königlichen Besitzungen, nicht auch das auf 
den Klosterhöfen. Dass Hersfeld auch dieses Recht 
besass, ist doch zum wenigstens zweifelhaft und unbe- 
weisbar, wenn auch nicht unmöglich.3? 

Dieser Ausnahmefall dürfte sich jedoch aus der 
exemten Stellung des Klosters Fulda seit jenem Pri- 
vileg des Zacharias erklären lassen: indem es als ein- 
ziges deutsches Kloster die Exemtion erhielt, fiel es 
damit gewissermassen aus der Diözesaneinteilung her- 
aus und kam so unter Abt Baugulf auch in den Besitz 
des Zehntrechtes. 

Wir sehen sonach, dass sich bei Hersfeld und Fulda 
das in gewissem Umfange bestehende Zehntrecht aus 
ganz besonderen Verhältnissen, welche bei diesen bei- 
den grossen Klöstern bestanden, erklären lässt. Sonst 
hat ein (derartiges Zehntrecht unter Karl dem Grossen 
kaum ein Kloster besessen; unter Ludwig dem From- 
men kam noch Corvey, sein Lieblingskloster, hinzu.’® 

Etwas ganz anderes ist das Recht von Klöstern 
auf Neunten und Zehnten von ihren entliehenen Gütern. 


ne 


36. Vgl. Brandi in Westdeutsch. Zeitschr. 19, S. 147. 
37. Vgl. Ausfeld S. 30f. Hauck K. G. Ill, 731 Anm. 1. 
38. M. R.2 830 (804). 
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Wie überhaupt von den kirchlichen Lehensträgern Neun- 
ten und Zehnten an die Besitzer zu entrichten waren, 
so selbstverständlich auch von den Klosterlehen an die 
Klöster. 

Ein besonderes Kapitel in der Geschichte der kirch- 
lichen Zehnten nehmen die grossen Zehntstreite «in, 
welche sich zwischen Bischöfen und Klöstern um den 
Besitz der Zehnten abspielen, im wesentlichen aber und 
namentlich in ihren entscheidenden Ausgängen in eine 
spätere Zeit, in welcher sich die kirchlichen Verhält- 
nisse in weitem Masse gewandelt, die Rechte der 
Klöster auch vielfach eine andere, zum Teil für sie 
günstigere Gestalt angenommen hatten, fallen. Beson- 
ders die Zehntstreite zwischen Osnabrück und Corvey- 
Herford, zwischen Mainz, Fulda und Hersfeld, so- 
sowie der Halberstädter Streit sind hier von histo- 
rischer Wichtigkeit und Berühmtheit geworden. Ein 
Zehntstreit jedoch, welcher in der von uns vornehmlich 
behandelten Epoche in Bayern vor sich ging und für 
die späteren gewissermassen im Kleinen vorbildlich ist, 
darf hier nicht übergangen werden.‘ 

Es handelt sich um Zwistigkeiten zwischen dem 
Bistum Freising und dem Kloster Tegernsee, welche 
schon seit einiger Zeit über ihre Besitzrechte in Un- 
einigkeit waren. Der Verlauf des Streites, welcher auf 
einer Synode zu Tegernsee im Jahre 804 wesentlich 
durch das vermittelnde Eingreifen des Erzbischofs Arn 
von Salzburg beigelegt wurde, ist am leichtesten zu 


39. Vgl. M. G. Formulae S. 301f., form. imperial. n. 21 
Zu Grunde liegt hier wohl eine Urkunde Ludwigs d. Frommen 
für Theodulf, der Bischof von Orleans und Abt von St. Aignan 
war (vgl. M. R.? 544 (525)); die Urkunde beruft sich auf eine 
(verlorene) Urkunde Karls d. Grossen gleichen Inhalts. 

40. M. G. Cone. Il, 231 ff.; Meichelbeck Hist. Fris. 2, 92f. 
n. 121. 
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erkennen, wenn wir den Teil des Textes der betreffenden 
Urkunde, welcher uns von dieser Synode berichtet, 
wiedergeben: Cum non post multum .‚temporis contigit 
enim, ut Meginhart abbas ipsius domni vivente Zaccone 
regimen accepit. Deinde venerandus vir Atto episcopus 
et Maginhardus abbas pro hoc condixerunt publicum 
placitum fieri, et qualiter adunata est cohors, et stipata 
caterva in loco qui dicitur Tegarinseo ad translationem 
corporis sancti martyris Christi Quirini hic_ intelle- 
gitur, ipso die resedentibus viris inlustrissimis Arno- 
nem archiepiscopum,?! Attonem episcopum,*? Oadalhar- 
dum episcopum,®3 Hiltigero vocato episcopo,*? Oadalhar- 
hardo abbate,?° Cundhario abbate, Ellannodo archipres- 
biter, Perhtrato presbitero et capellano domni impera- 
toris, Oadalfrido presbitero, Zacchoni monacho, qui 
quondam abbas, Rihheri presbiter et monachus, Isaac 
presbiter et monachus, Lantolt monachus, Eparhart mo- 
nachus, Arn monachus et omnis congregatio ipsius mo- 
nasterii, insuper Droant comes, Pippinus comes, Cund- 
hart comes, Reginhart centenarius domni imperatoris, 
Maginhart, Amalrih, Suuarzolf, Hitto, Amo et alii plu- 
rimi, facta est ibi inquisitio, et ventilata causa inter 
Attonem episcopum et Maginhardum abbatem ex ipso 
monasterio iam dicto Atto episcopus requirens eccle- 
sias baptismales ad suum episcopatum legitime perti- 
nentes, id fuerunt ad Ascuuendingas et ad Hartbenin- 
gas, ad Egilingas, Uuormgoi, Ollinga, Tanchiricha, Ze- 
zinhusir, Holzhusir Hrodungeschirihha, Phunzina, Hel- 


41. Von Salzburg, 785—821, Erzbischof seit 798. 

42. Von Freising, 781—811. 

43. Bischofssitz nicht bekannt. 

44. Vgl. Hauck Il, 453 Anm. 5. Auch sein Bischofssitz nicht 
bestimmbar. 

45. Von Tegernsee. 


phindorf, ad Funsinga, ad Pohloh et decimam de 
eclesia ad Feldkirc, et ecclesiam ad Holzhusum, 
de traditione quondam novilissimi viri nomine Da- 
vid et illam parrochiam ad Tankirc, et altaria duo 
consecrata et ad Teorhage, eo quod iniuste abstracte 
essent de ipsum epıscopatum et conlocate in illorum 
monasterio multo iam tempore. Tunc ipse Maginhar- 
dus abba iuxta auditum et dieta multorum hominum, 
qui illud adserebant retinere temptabat in multitudine ho- 
minum traditionum ad ipsius monasterii facta. Tunc Arn 
pontifex taliter aldserens aiebat: Si istas ecclesias et omnia 
quicquid a te repetit domnus Atto episcopus, habere 
vis, veniat advocatus tuus in presente et faciat inde legem 
et conquiratur ad ipsa casa Dei, quicquid legitime se- 
cundum ordinem conquiri potest; sin autem, reddatur, 
quia legitime possidere non queas. Post hoc dietum 
venerunt iterum ipsi inter se et placitaverunt, qualiter 
illos ad concordiam pacis revocare potuissent, quod 
ita et fecerunt. Tunc Maginhard abba reddidit ipsas 
ecclesias et decima et duo altaria in ipso loco restituenda, 
quae iniuste abstracte fuerunt coram istis presentibus 
Attonem episcopum per manus Arnonem pontificem 
et Ellanod archipresbiter, ea scilicet ratione, ut 
si valuisset investigare per veraces testes, quod plus 
legitime ad ipsum suum monasterium ob traditionem 
nobilium hominum pertinere deberent, quam ad ipsum 
episcopatum, ut hoc cum licentiam et gratiam ipsius 
episcopi requirere liceret, quae secundum canonicam 
institutionem fieri potuisset. Post ea vero Arn ponti- 
fex supplicavit Attonem episcopum, ut ipsas ecclesias 
per prestitum beneficii reddidisset, hoc Ma- 
ginhardum abbatem, excepto illa decima ta- 
li ordine, ut ipsa decima ad ipsas ec- 
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clesias tali tenore accipiat, sicut so- 
litus est accipere ipse episcopus ad 
suos parrochianos presbiteros, quod ita 
etfactum est; ecclesiam vero ad Tankirc, et altaria 
suprascripta ipse episcopus al suum episcopatum re- 
tineat cum omni decima sua; et ita statuerunt inter se, 
atque definierunt, ut si amplius nullam calumniam inde 
generaret ipse abbas partibus ipsum pontificem eas- 
dem ecclesias legitime usitare deberetur, excepto 
sicut (diximus illa. legitima decima sicut supe- 
rius intimavimus. Si vero postea ullam calumniam 
presumeret generare ipse abbas et sui et reballes fieri 
atque lites excitare superbiendo contra ipsum pontifi- 
cem vel contra canonicam institutionem vel ipsam con- 
venientiam irritam fieri potestatem habeat ipse epis- 
copus ipsas ecclesias supra memoratas al suam re- 
vocare episcopalem sedem. 

Die Schlichtung des Streites um die Besitz- und 
Zehntrechte zwischen Bischof Atto und Abt Megin- 
hard erfolgt also nach U’eberwindung einiger Schwie- 
rigkeiten in der Weise, dass der Abt zwar die von dem 
Freisinger Bischof in Anspruch genommenen Kirchen er- 
hält, aber nur ‚per prestitum beneficii‘ und ohne die 
zu den betreffenden Kirchen gehörigen Zehnten; falls 
in Zukunft aber von dem Abt oder von seinem Kloster 
aus Unfrieden oder Widersetzlichkeit gegen den Beschof 
ausgingen, wird dem Bischofe das Recht zugesprochen, 
die genannten Kirchen wieder zurückzuziehen. Für uns 
ist von ganz besonderem Interesse der in den Verzicht 
des Meginhard auf die Kirchenzehnten eingeschobene 
Satz: dass er (der Bischof) die zu den Kirchen gehö- 
renden Zehnten nach solcher Art empfangen soll, wie 
sie der Bischof bei seinen Pfarrpriestern zu empfangen 
pflegt. Der Bischof gewinnt also nicht nur in diesem 
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einzelnen Streite die Zehnten; mit Deutlichkeit finden 
wir das allgemeine Recht der Bischöfe auf die- 
selben hier ausgesprochen.“ 

Vielleicht nicht ausser Zusammenhang mit diesem 
Zehntstreite steht eine Salzburger Provinzialsynode von 
807, welche sich in erster Linie mit der Zehntfrage im 
allgemeinen beschäftigt zu haben scheint. Wir finden 
hier u. a. die Persönlichkeiten der Gegner von 804, 
Atto und Meginhard, wieder anwesend. Hier wurde 
nun eine feste Uebereinkunft zwischen Aebten und Bi- 
schöfen über die Zehnten getroffen. Der Bericht er- 
zählt?” dass, nachdem man in den heiligen Canones 
von einem Zehntrecht der Aebte nichts gefunden habe, 
nur von dem der Bischöfe, die anwesenden Aebte den 
heiligen Satzungen gehorchend zugestimmt und sämt- 
lich den Bischöfen die ihnen gebührenden Zehnten zu- 
rückgegeben hätten, damit in Zukunft für immer Ein- 
tracht zwischen ihnen herrsche. 

Die Synode endete also wiederum mit einem völli- 
gen Rückzuge der Klöster.*? Es war ihnen unmöglich, 
eine Grundlage beizubringen, auf der fussend sie ein 
Recht auf die Kirchenzehnten geltend machen konnten, 
und so mussten sie verzichten. In dieser Zeit blieben 
die Bischöfe im Rechte auf die Zehnten unumstrittene 
Sieger. 


46. Der Bischof persönlich erhielt natürlich nur den vierten 
Teil; vgl. Stutz S. 215, Anm. 75 (S. 216). 

47. M. G. Cone. II, 234; M. G. L. L. III, 4781. 

48. Vgl. Hauck Il, 452. 
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Lebenslauf. 





Am 2. August 1882 wurde ich, Ernst Perels, evan- 
gelischer Konfession, Sohn des verstorbenen Wirklichen Ge- 
heimen Rats und Professors Dr. Ferdinand Perels und seiner 
Gattin Anna, geb. Volkmar, zu Berlin geboren. Ich besuchte 
daselbst die Vorschulen des Königlichen Französischen und 
des Königlichen Prinz-Heinrich-Gymnasiums, sodann seit 
Michaelis 1891 das letztere Gymnasium, welches ich zu 
Michaelis 1900 mit dem Zeugnis der Reife verliess. Nachdem 
ich ein Semester in München Rechtswissenschaft studiert 
hatte, wandte ich mich, zuerst in Freiburg i. B. und seit 
Michaelis ıgoı in Berlin, wesentlich dem Studium der 
mittleren und neueren Geschichte zu. Daneben beschäftigten 
mich nationalökonomische und philosophische Studien. Am 
9. Juni 1904 bestand ich die Promotionsprüfung. Ich be- 
suchte Vorlesungen bezw. Uebungen der Herren Professoren 
und Dozenten Brentano, Breysig, Dilthey, Dove, Finke, 
Gierke, Grueber, Güttler, Harsley, Hecker, v. Heigel, Herr- 
mann, Hintze, Lenz, G. v. Mayr, R. M. Meyer, Michael, 
Paulser, Rickert, Rosin, D. Schäfer, Scheffer-Boichorst (T), 
E. Schmidt, Schmoller, v. Schulze-Gävernitz, L. v. Seuffert, 
Sternfeld, Tangl, Wagner, Zeumer. 

Allen meinen Lehrern, insbesondere Herrn Professor 
Tangl, welcher mir auch zu dieser Arbeit die Anregung gab 
und sie in liebenswürdigstei Weise förderte, und Herrn Pro- 
fessor Lenz, welcher den Fortgang meiner Studien mit stets 
gleichem Interesse und Wohlwollen begleitete, sage ich meinen 
herzlichsten Dank, 











